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Gegründet 1953 als „Das Hochschulwesen”, vereinigt
mit „Hochschulausbildung. Zeitschrift für Hochschulfor-
schung und Hochschuldidaktik”, gegründet 1982 von
der Arbeitsgemeinschaft für Hochschuldidaktik (AHD).
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Hans-Kaspar von Matt 

Die Schweizerischen Fachhochschulen: eine Biografie 
Geschichte und Geschichten über die Bildung eines neuen Hochschultypus

Die schweizerischen Fachhochschulen nahmen
1997 ihre Tätigkeit auf. Die vorliegende Arbeit do-
kumentiert ihre verschlungene Entstehungsge-
schichte. Im Zentrum stehen jene bildungspoliti-
schen Institutionen, die den Prozess angestossen,
gefördert, unterstützt und teilweise auch behindert
haben. Zur Sprache kommen auch das politische
und wirtschaftliche Umfeld und sein Einfluss auf die
Konzeption der Fachhochschulen sowie die Rolle
einzelner Personen, die sich dabei hervorgetan
haben. Dank den 34 Interviews mit Hauptakteuren,
die ergänzend zur Auswertung der schriftlichen
Quellen geführt wurden, wird ein neues Licht auf
diese wichtige Phase der Bildungspolitik geworfen.
Die Geschichten hinter der Geschichte bringen
manches Detail ans Licht und zeigen anschaulich
die unterschiedlichen Kulturen, Interessen und
Agenden der daran beteiligten Institutionen und
Personen.
Die Arbeit beeindruckt durch eine Fülle von Hin-
tergrundwissen und zeigt die Komplexität des Bil-
dungsraumes und die Entwicklung zu mehr Syste-
matik mit all ihren Irr- und Umwegen. Durch die
Chronologie und Quellensammlung ist sie ein
willkommenes Arbeits instrument für Interessier-
te, zeichnet sie doch ein detailreiches, differen-
ziertes Bild des Entstehungsprozesses der Fach-
hochschulen, das in dieser umfassenden Form ge-
fehlt hat.
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E in füh ru ng  des  
ges chä f t s füh ren den  He rau sgebe r sHSW

Während der diesjährigen Tagung „16. Hochschulforum“
wurde bekannt, dass Dr. Klaus Palandt, MinDirig. a.D.,
Abteilungsleiter im niedersächsischen Wissenschaftsmi -
nis terium, verstorben ist. Er war eine bemerkenswerte Er-
scheinung in der Hochschulpolitik und Wissenschaftsver-
waltung, gilt als juristischer geistiger Vater der Stiftungs-
hochschulen in Deutschland und war jahrelang Mither-
ausgeber der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“. Wir wid-
men ihm einen ausführlichen Nachruf.

Zwei geschätzte Kolleginnen haben den Kreis der Mit-
herausgeber*innen dieser Zeitschrift inzwischen verlas-
sen: Dr. Antje Mansbrügge, Stiftung Innovation in der
Hochschullehre, Hamburg und Prof’in Dr. Sandra Buch-
holz, Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissen-
schaftsforschung, Hannover. Wir bedauern ihr Ausschei-
den und danken ihnen auch von hier aus für ihr Engage-
ment. Die weitere Zusammenarbeit wird vor allem aus
der Perspektive der Autorin erfolgen.
Zwei neue Mitglieder werden den Herausgeberkreis
wieder ergänzen. Das erste Mitglied steht schon fest: Dr.
Olaf Bartz, Geschäftsführer der Stiftung Akkreditierung
und Mitglied in dessen Vorstand, hat auf die Anfrage, ob
er bereit sei, diese Zeitschrift mit herauszugeben, spon-
tan zugesagt. Er wird in dieser Ausgabe vorgestellt. An-
gesichts der Verantwortung, die die Herausgeber*innen
für eine der prominentesten Zeitschriften für Wissen-
schaft und Hochschule übernehmen,1 geht es darum,
der Leserschaft die breite Kompetenz des Herausgeber-
kreises zu dokumentieren – als Vertrauensbasis (auch im
Hinblick auf die solide, doppelte Begutachtung einge-
reichter Beiträge). Aber das nicht allein – es sollen auch
die Menschen hinter der fachlichen Kompetenz sichtbar
werden, denn für eingereichte Artikel wird nicht nur
über Annahme oder Ablehnung entschieden, sondern
sie werden (vor allem bei Nachwuchs wissen schaftler*in -
nen und Praktiker*innen) auch konstruktiv zur Publikati-
on begleitet. 

Mangelnde Studierfähigkeit der Erstsemester – obwohl
sie die allgemeine Hochschulreife erworben haben? Dar-
über ist schon viel geschrieben worden. Diese Ausgabe
des „Hochschulwesens“ unterscheidet sich von den ge-
wohnten HSW-Ausgaben, weil hier Vorgänge themati-
siert werden, die sich deutlich vor dem Studium ent-
wickeln, dann aber in das Studium hineinreichen. Auch
die Situation im und nach dem Studium verdient Auf-
merksamkeit, denn sie hat sich vermutlich schon länger
angebahnt. Verschiedene Ereignisse der letzten Wochen
lenken die Aufmerksamkeit auf die psychische Gesund-
heit berufstätiger Erwachsener, aber vor allem der Ju-
gendlichen und Studierenden. Die Debeka meldet: „Der
Anteil psychischer Erkrankungen als Hauptursache für
Berufsunfähigkeit schwankt seit Jahren zwischen 40 und
45 Prozent.“ 2021 erreichte er mit 44,9 Prozent einen
neuen Spitzenwert.2 „Im Vergleich zum Vorjahr stieg der
Anteil der Psyche als Grund, seinem Job nicht mehr
nachkommen zu können, im Jahr 2021 um 4,3 Prozent-
punkte.“ Zunächst sind das die Gesamtbevölkerung be-
treffende Werte. Aber auch die Lage der Jugend in
Deutschland (14-29 Jahre alt) ist von dieser Belastung
stark betroffen, wie spezifischere Daten belegen (s.u.).

Sie hat sich als Folge der Coro-
na-Maßnahmen Besorgnis erre-
gend verschärft und liegt trotz
Wiederöffnung der Schulen und
Freizeiteinrichtungen immer
noch um 10% höher als vor der
Pandemie, wie die Copsy-Stu-
die 3 am Klinikum Hamburg-
Eppendorf gezeigt hat.3 Nun
haben sich kürzlich verschiede-
ne Organisationen der Psycho-
therapie zu dieser Lage öffent-
lich geäußert. In dieser Ausgabe
soll das Problem aufgegriffen
werden, denn aus dieser Bevölkerungsgruppe setzt sich
z.T. jetzt schon, z.T. die nächste Generation der Studi-
enanfänger*innen zusammen. Hochschulen und alle für
die Studierenden Verantwortlichen müssen sich mehr
um die seelische Gesundheit ihrer Studierenden küm-
mern – auch bei den Entscheidungen über Distanz- oder
Präsenzstudium. Das Thema soll gesundheitspolitisch
und hochschulpolitisch aufgegriffen werden, nicht in-
haltlich mit Beratungsinhalten oder -verfahren. Außer-
dem geht es in den Texten um die Zielgruppe der Schü-
lerinnen und Schüler, erst in zweiter Linie um Studienan-
fänger*innen. 
Hier wird also dokumentiert: a) die Pressemeldung über
den „Aktuellen Kinder- und Jugendreport“ der DAK-Ge-
sundheit; b) der offene Brief der Familien Initiative „Kin-
der brauchen Ressourcen, nicht Restriktionen“ und c)
der gemeinsame Brief des Berufsverbandes der Kinder-
und Jugendärzte und des Bundesverbandes der Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapie an den Ausschuss für
Gesundheit des Deutschen Bundestages sowie d) als Re-
aktion der Brief der Psychotherapeutin Ellen Orbke-Lüt-
kemeier für den Qualitätszirkel der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeut*innen OWL (kjp-owl.de) an
diese beiden Bundesverbände. Damit soll auf das Pro-
blem in breiterer Dimensionalität aufmerksam gemacht
werden. In einem zusammenfassenden Bericht anstelle
der Dokumentation würden viele Akzente der Stellung -
nahmen verlorengehen.
Hingewiesen werden soll auch auf verlässliche Informa-
tionen zum Umgang mit Stress in der Schule und der Fa-
milie sowie auf Hilfsangebote bei psychischen Belastun-
gen und Erkrankungen. „Hierzu zählt die webbasierte
Plattform „ich bin alles“, die von der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie des LMU Klinikums München ins Leben
gerufen wurde. Das Infoportal informiert leicht zugäng-
lich und kostenfrei darüber, wie Depressionen rechtzei-

Seite 95

Wolff-Dietrich 
Webler 

Seite 97

1 Die Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ gehört unter mehr als 1000 ein-
schlägigen internationalen Journalen zu den Spitzenzeitschriften im Feld
der Hochschulforschung, wie eine einschlägige Befragung von Hochschul-
forscher*innen im deutschsprachigen Raum gerade ergeben hat.

2 PM vom 5.9.2022.
3 „Zwar haben sich das psychische Wohlbefinden und die Lebensqualität

der Kinder und Jugendlichen leicht verbessert, jedoch leiden noch immer
mehr unter psychischen Auffälligkeiten als vor der Pandemie. Erneut sind
vor allem Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien be-
sonders betroffen. Das ist das Ergebnis der dritten Befragungsrunde der
COPSY-Studie (Corona und Psyche) des Universitätsklinikums Hamburg-
Eppendorf (UKE).“ https://www.aerzteblatt.de/archiv/223865/COPSY-
Studie-3-Kinder-und-Jugendliche-weiter-psychisch-belastet
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tig erkannt, diagnostiziert und behandelt werden kön-
nen und wie psychische Gesundheit im Kindes- und Ju-
gendalter gestärkt werden kann.“4

Auch an anderer Stelle gibt es Initiativen. Als Beispiele
sind hier vorgestellt: a) Die Fortsetzungsserie „Covid-
Talk“, entwickelt in Zusammenarbeit mit der Schulpsy-
chologie in der Bezirksregierung Detmold (NRW), wobei
die technische Realisierung die Agentur GetPeople
(„kombinierbare Präsenz-Events und digitale Lösun-
gen“)5 kostenlos zur Verfügung gestellt hat. Es handelt
sich um ein frei zugängliches Video-Projekt mit Schüle-
rinnen und Schülern6 mit dem Titel: „Ohne Maske" –
Schüler, Betroffene, Schulpsychologen u. Sozialarbeiter
sprechen sich und alles aus – mit einer Dauer von jeweils
über einer Stunde. 

b) Die zweite, hier vorgestellte Initiative betrifft das
„STABIEL-Projekt“. Nach einem kanadischen Vorbild hat
eine Kooperation aus der Andreas-Mohn-Stiftung, der
Schulberatungsstelle Bielefeld und des Vereins Psychia-
trie-Erfahrener Bielefeld (VPE) das „STABIEL-Projekt“
entwickelt (Stigma-Abwehr-Bielefeld),  ein Unterrichts-
programm zur Förderung der psychischen Gesundheit,
das sich an die Schüler*innen der 8. bis 10. Klassen wen-
det (aber auch für ältere Jahrgänge möglich ist). Es wird
hier in der Ausgabe kurz vorgestellt, denn es ist über-
tragbar. Nicht unerwähnt bleiben sollen auch Initiativen,
durch Weiterbildung Beratungslehrer*innen auszubil-
den, die die Schüler*innen in- und außerhalb des Unter-
richts unterstützen können.

Angesichts des hohen Anteils an Studierenden am Al ters -
jahrgang müssen sich die Hochschulen dafür interessie-
ren, wer bei ihnen (u.U. wie belastet) ein Studium be-
ginnt, um sich rechtzeitig auf Betreuungsbedarf einstellen
zu können – oder auf mehr. Denn der Anteil hochgradig
belasteter Studierender wächst. Wenn Studierende keine
Beratung aufsuchen, können sie lange Zeit still leidend
verbringen, allenfalls ihrer Umgebung als „seltsam" be-
kannt. Die Verläufe münden zum Glück seltener in einen
Suizid oder in eine größere Aggression nach außen. Dabei
ist nicht nur danach zu fragen, welche Dimensionen das
Problem hat und wie eine Prophylaxe aussehen könnte.
Es gibt zwei Fragen, die näher geklärt werden müssen:
Zunächst die Frage, wie das „System Schule“ mit den ge-
stiegenen psychischen Belastungen der Schülerinnen und
Schüler umgeht, die die empirischen Studien der jüngsten
Zeit festgestellt haben. Sie kann hier nur skizziert werden;
das reicht aber aus, um für das Problem nachhaltig zu sen-
sibilisieren. Dazu hat zwischen Dr. Alexandra Berglez,
Fachbeauftragte für Schulpsychologie, Bezirksregierung
Detmold und Prof. Dr. Wolff-Dietrich Webler, Institut für
Wissenschafts- und Bildungsforschung Bielefeld ein HSW-
Gespräch stattgefunden über Prophylaxe und schnelle
Hilfen bei psychischen Belastungen von Kindern und Ju-
gendlichen im Zusammenhang mit dem System Schule.
Hier wird – auch anhand der Aufgaben von Schulpsycho-
log*innen und Schulsozialarbeiter*innen – sichtbar, wie-
viel bereits in den Schulen und für die Schulen geschieht –
und wie viel mehr nötig wäre, um den Problemen wirk-
sam begegnen zu können.

Als zweites – noch hochschulspezifischer – folgen Hin-
weise darauf, wie die Ausbildung derjenigen aussehen
müsste, die hier helfen sollen. An verschiedenen Univer-
sitäten sind inzwischen Studiengänge für Psychotherapie
eröffnet worden. Über einige Fragen in diesem Zusam-
menhang haben Prof. Dr. Cornelia Exner, Universität
Leip zig, Professorin für Klinische Psychologie und Psy-
chotherapie und Leiterin der Psychotherapeutischen
Hochschulambulanz, und Prof. Dr. Wolff-Dietrich We-
bler, Leiter des IWBB, ein HSW-Gespräch geführt, das
hier wiedergegeben ist.

Aber auch die Lehrer*innen-Ausbildung muss darauf rea-
gieren, um die künftigen Kolleg*innen nicht vergleichswei-
se ahnungslos in den Schulalltag zu entlassen. Dort muss
zumindest eine größere Sensibilisierung für das Problem
erreicht werden. Dabei ist aber auch davor zu warnen –
wie in dem Text von Ellen Orbke – gleich alle unter Ver-
dacht zu stellen, zu pathologisieren und bei Studienbeginn
alle einmal durchzuscannen. Trotzdem darf es am Ende
von Schießereien oder Messerattacken an Hochschulen
(zuletzt an der Uni Heidelberg) nicht heißen, Schlimmes
hätte verhindert werden können, wenn rechtzeitig ... 
Also: Die Dokumentation soll mit ihrer breiteren Veröf-
fentlichung in dieser Zeitschrift dazu beitragen, auf die
wachsenden einschlägigen Probleme stärker aufmerksam
zu machen. Ihrem Untertitel gemäß („Forum für Hoch-
schulforschung, -praxis und -politik"), geht es auch um
die Alltagspraxis in Hochschulen und um die Gestaltung
der Rahmenbedingungen – richtet sich also an die Politik. 

Schließlich bietet diese Ausgabe Anregungen zur Verbes-
serung der Lehre mit dem Ziel erfolgreicheren Lernens.
Basilius Thalmann und Gabriel Flepp haben ihre Erfah-
rungen dargestellt, die sie mit der Erprobung und dem
Einsatz motivierender Studienmöglichkeiten an Hoch-
schulen mit Hilfe des Problem Based Learning am Bei-
spiel der Umweltchemie gesammelt haben. Die Autoren
betonen: „Kernbotschaft dieses Artikels sind Erfahrungen
mit dem PBL-Ansatz in einer naturwissenschaftlich aus-
gerichteten Fachdidaktik.“ Der Artikel offenbart das Re-
formengagement von Lehrenden und ermutigt andere,
über Einsatzmöglichkeiten in ihren Lehrgebieten nachzu-
denken. Jeder Versuch ist zu begrüßen, das weltweit er-
folgreiche didaktische Modell „PBL“ häufiger einzuset-
zen. Wenn sich bei einer Evaluation der Veranstaltung, in
der es eingeführt wurde, eine gemischt positive Reaktion
der Studierenden herausstellt, werden hier im 3. Seme-
ster eher bisherige Studiendefizite offenbart, als Beweise
für eine mangelnde Eignung der Methode gesammelt.
Denn die Eignung dieses Ansatzes zur Intensivierung des
Lernens ist weltweit umfassend belegt.

Wolff-Dietrich Webler

Seite 110

4 https://www.schulministerium.nrw/herausforderung-unterstuetzung-der-
corona-pandemie, Hinweis auf: https://www.ich-bin-alles.de/

5 „...als Impulse für den lösungsorientieren Dialog mit Vertreter:innen der
Generation Z.“ https://www.getpeople.de/ueber-uns/

6 Das Video zum Thema Schule/Psychische Störungen: https://www.you
tube.com/watch?v=9E1Ro2ERLWw

7 https://www.andreas-mohn-stiftung.de/de/projekte/gesundheit-und-sozi
ales/stabiel/

Seite 114

Seite 104

Seite 116

Seite 107

Seite 98
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Nachruf für Klaus PalandtHSW

Am 19.7.2022 ist MinDirig. a.D. Dr. Klaus Palandt ver-
storben, der ehemalige Leiter der Hochschulabteilung
des niedersächsischen Wissenschaftsministeriums. Am
8.9.1937 in Braunschweig geboren, wurde er fast 85
Jahre alt. Er war lange Zeit auch Mitherausgeber dieser
Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ (s.u.). Sein Lebensweg
war herausragend. Auch war er kollegial sehr beliebt.
Deshalb wird hier – bei Nachrufen weniger üblich – auch
auf private und kollegiale Details eingegangen. Eine öf-
fentliche Person besteht eben nicht nur aus ihrem Amt.
Ihr Format als Persönlichkeit auch nicht.
Nach dem Abitur 1957 wurde Klaus Palandt
zur Bundeswehr eingezogen und wurde dort
Funker, um nicht schießen zu müssen. 1959
nahm er sein Studium der Rechtswissenschaft
an der Universität Würzburg auf (mit einem
einsemestrigen Abstecher nach München)
und absolvierte sein 1. Staatsexamen schon
nach sieben Semestern (für die damalige Zeit
sehr ungewöhnlich). Seine Referendarzeit be-
gann er im bayerischen Landesdienst, been-
dete sie am OLG Braunschweig und schloss
bald auch seine Promotion ab. Zu Jahresbe-
ginn 1969 trat er als Assessor in der Bezirksre-
gierung Stade in den öffentlichen Dienst ein.
Ein breit angelegtes, intensives Interesse an
Literatur zeichnete ihn schon damals aus und begleitete
ihn lebenslang bis in seinen Alltag hinein (auch in einem
festen Gesprächskreis im Raum Nienburg, der sogar – rei-
send – Orte aus der Literatur aufsuchte). Von besonderer
Bedeutung waren ihm Georg Christoph Lichtenberg,
Theodor Fontane und Arno Schmidt, an deren Werk des-
halb am Ende seines Lebens in der Traueranzeige mit drei
für ihn bedeutsamen Zitaten erinnert wurde.
Als ein leidenschaftlicher Leser besuchte er in seiner Zeit
in Stade auf der ständigen Suche nach neuem Lesestoff
oft die dortige Stadtbibliothek. Dabei begegnete er Sa-
bine Gramatke, Historikerin und ebenfalls engagierte Le-
serin, die selber aus Stade stammte. Bis Oktober jenes
Jahres waren sie sich einig geworden, ihren Weg ge-
meinsam fortzusetzen. Aus dieser Ehe gingen 1971,
1972 und 1975 drei Töchter hervor – Susanne, Miriam
und Olga, und nach Aussage seiner Frau Sabine war
Klaus Palandt ein begeisterter „Töchtervater“. Er blieb
bis 1971 in Stade, wechselte dann – mittlerweile Regie-
rungsrat – ins Innenministerium nach Hannover, arbeite-
te in der Kommunalabteilung und konnte an der Ge-
meindereform mitwirken, insbesondere im Großraum
Hannover. 1975 wechselte er ins Wissenschaftsministe-
rium – zunächst für das Personalrecht zuständig, dann
übernahm er 1976 das Referat für die Hochschulmedizin
in Göttingen und der Medizinischen Hochschule Hanno-
ver. 1996 wurde ihm die Leitung der Abteilung Hoch-
schulen übertragen, und er konnte dort neue Ideen ent-
wickeln. Nicht lange danach wurde er Berater mehrerer
Landesminister bzw -ministerinnen im Wissenschaftsres-
sort – vor allem für Helga Schuchardt und für Thomas

Oppermann. Bald wurde klar, dass er einen sehr eige-
nen, kreativen Kopf besaß und einen starken Hang zur
Gerechtigkeit. Seiner Diplomatie und seinem strategi-
schen Denken verdankte er allerdings, dass er nicht als
Querkopf anstieß, sondern seine kreative Suche nach
neuen Wegen und seine Menschlichkeit im Vordergrund
standen. In der Amtszeit von Helga Schuchardt als Wis-
senschaftsministerin gelang es ihm binnen kurzer Zeit,
20 weibliche Professoren an niedersächsische Hoch-
schulen zu berufen. Als das Amt der Frauenbeauftragten
eingeführt wurde, übernahm er als erster Amtsinhaber

dieses Wahlamt im Ministerium. Als Gleich-
stellungsbeauftragte, wie das Amt später
hieß, war auch ein Mann als Beauftragter
denkbar (und kommt inzwischen vor). Aber
seinerzeit als Mann Frauenbeauftragter zu
werden, schien zunächst undenkbar – nicht
so für Klaus Palandt, den begeisterten „Töch-
tervater“. Da er in erster Linie wegen seiner
fachlichen Expertise und seiner menschlichen
Eigenschaften bekannt und geschätzt war,
muss zu seiner Würdigung noch ein anderer
Aspekt seiner Persönlichkeit eingeführt wer-
den: nicht nur seine Leidenschaft für die Lite-
ratur, sondern auch für die Filmkunst. Um ihr
nachzukommen, suchte er häufig durch Kino-

besuch anspruchsvolle Filme auf und diskutierte sie
anschließend ausgiebig.  
Palandt gab politischen Ideen – wie den „Stiftungs-
hochschulen“ – eine rechtliche Gestalt. Darüber be-
richtete er 2002 ausführlich in einem Aufsatz in der
Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ (HSW):1 In die Zeit
von Thomas Oppermann als Minister fielen Anstren-
gungen von Seiten der Politik und des Ministeriums
(hier: vor allem Klaus Palandts), den Hochschulen mehr
Autonomie zu verschaffen. Dies mündete – wie er-
wähnt – in die Form der Stiftungshochschulen (Hoch-
schulen in staatlicher Verantwortung bei einer Träger-
schaft durch öffentlich-rechtliche Stiftungen), die im
Sommer 2002 als Möglichkeit ins niedersächsische
Hochschulgesetz geschrieben wurde. In ganz Nieder-
sachsen besuchte Palandt Hochschulen, stellte das
neue Konzept der „Stiftungshochschule“ ausführlich
vor, warb für seine Übernahme, stellte sich der Diskus-
sion und beriet die Hochschulen, wenn sie daran inter-
essiert waren, diese Form der Autonomie zu überneh-
men. Seine Werbung hatte leider nur partiellen Erfolg.
Viele Hochschulen konnten sich zu einem solchen Aus-
maß an Selbstverantwortung nicht entschließen. Im-
merhin: Schon zum 1. Januar 2003 waren dann fünf
Hochschulen in die neue Trägerschaft überführt wor-
den: die Universitäten Göttingen, Hildesheim und Lü-

Klaus Palandt

Nachruf für Klaus Palandt

1Palandt, K. (2002): Stiftungshochschulen. Das niedersächsische Konzept,
die Hochschulen auch finanziell selbstständiger zu machen. In: Das Hoch-
schulwesen, 50 (6), S. 202ff.
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In eigener Sache HSW

2 Palandt, K. (2002): Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und Lan-
desregierung. Erfahrungen am Beispiel Niedersachsen. In: Das Hochschul-
wesen, 50 (5), S. 162ff.xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx-
Palandt, K. (2015): Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und Minis -
terium auf der Basis einer beiderseitigen Hochschulentwicklungsplanung –
kann das funktionieren? In: Das Hochschulwesen, 63 (2), S. 42ff. 

3 Palandt, K./Schreier, G. (2019): Nichtstaatliche Hochschulen und Institu-
tionelle Akkreditierung.  In: Das Hochschulwesen 67 (1+2), S. 35ff. 
Dr. Gerhard Schreier war inzwischen Geschäftsführer der HochschulExpert
Beratungsgesellschaft, Gütersloh geworden.

4 DACH = Deutschland, Austria, Schweiz.

neburg, die Tierärztliche Hochschule Hannover sowie
die Hochschule Osnabrück. Letztere griff als einzige
(ursprünglich:) Fachhochschule des Landes unter der
Leitung von Erhard Mielenhausen seine Vorschläge auf
– sehr zu ihrem Vorteil, wie auch die langjährige Vorsit-
zende des dortigen Stiftungsrates, Prof. Dr. Christa Cre-
mer-Renz, betonte. 
Klaus Palandt war immer auf der Suche nach noch sach-
gerechteren Lösungen für Probleme der Hochschulen
und der Wissenschaft – von denen hier nur auf wenige
verwiesen werden kann – etwa beim Aufbau der Evalua-
tion von Studiengängen und von ganzen Hochschulen,
der mit seiner Begleitung und Unterstützung in die
Gründung der Zentralen Evaluations- und Akkreditie-
rungsagentur Hannover (ZEvA) mündete. Als bundes-
weit erste Agentur wurde sie im Jahr 2000 vom Akkredi-
tierungsrat für die Akkreditierung von Studiengängen
zugelassen. Ein anderes Projekt bestand in der Fusion
der in der Region Ostfriesland schon bestehenden Studi-
enangebote in Emden und Leer zur Fachhochschule Ost-
friesland sowie der späteren Fusion dieser Fachhoch-
schule Ostfriesland mit den Fachhochschulen Oldenburg
und Wilhelmshaven zur Fachhochschule Oldenburg/
Ostfriesland/Wilhelmshaven (FH OOW) im Jahr 2000
(die dann langfristig zu zwei getrennten Hochschulen
weiterentwickelt wurden: der Hochschule Emden/Leer
und der Jade Hochschule). 
Ein anderes Feld seines intensiven Engagements bestand
in der Ausgestaltung von Zielvereinbarungen zwischen
Hochschulen und Landesregierung, über die er umfang-
reich 2002 und 2015 zweimal in unterschiedlichen Ent-
wicklungsstadien des Konzepts in dieser Zeitschrift HSW
berichtet hat.2 Er hielt engen kooperativen Kontakt zu
den niedersächsischen Hochschulen, um sich vor Ort ein
Bild zu machen. Von Seiten der Hochschulleitungen war
er geschätzt für dieses Vorgehen. Noch jetzt – nach sei-
nem Tod – stellten ehemalige Präsidentinnen und Kanz-
ler diese Eigenschaften in den Vordergrund und bezeich-
neten ihn als konstruktivsten Ministerialbeamten, den
sie erlebt hatten. Seiner ganzen Grundauffassung nach
gehörte Palandt zu den „Gestaltungsjuristen“ (im Ge-
gensatz zu den „Subsumptionsjuristen“). Neben davon
gekennzeichneten Engagements in der KMK wurde er
auch im Ausland tätig. Zusammen mit Prof. Michael
Dax ner (damals Präsident der Universität Oldenburg)
besuchte er mehrfach Afghanistan, um dort ein Hoch-
schulsystem zu entwickeln und übernahm wiederholt
Aufgaben für den DAAD.
Nach seiner Pensionierung begann Klaus Palandt ab
2003 mit 72 Jahren als freiberuflicher Hochschulberater
zu arbeiten und gründete auch noch eine Kanzlei als
Rechtsanwalt. Er schloss sich mit Dr. Gerhard Schreier
und Prof. Hans Rosendahl zu einer Beratungsfirma zu-
sammen, die zehn Jahre lang private Hochschulen in
ihrer Entwicklung und staatlichen Anerkennung beriet.
Aus dieser Arbeit heraus entstand der einschlägige Auf-
satz für die vorliegende Zeitschrift HSW.3
2003 trat er auch in den Herausgeberkreis der Zeitschrift
„Das Hochschulwesen“ ein. Damit begann eine lange
Zeit der engeren Zusammenarbeit. Er folgte dort Peter
Dallinger (dem „Vater des Hochschulrahmengesetzes“
und Kommentator des HRG) als Repräsentant für das

Hochschulrecht und generell für das Verhältnis von Staat
und Hochschulen aus Sicht des Staates. Bei diesem En-
gagement war er in der ganzen Themenbreite von der
Personalstruktur über Qualitätsfragen bis zur Struktur
des Hochschulwesens stets offen für jede vernünftig be-
gründete Gegenposition zu der jeweiligen staatlichen
Politik und für jede argumentative Auseinandersetzung.
In seiner Gutachtertätigkeit war er sorgfältig darauf be-
dacht, dass die manchmal überaus komplexen Sachver-
halte auch korrekt wiedergegeben wurden. Auch er-
munterte er immer wieder Autoren, ihre Arbeiten dem
„Hochschulwesen“ zur Verfügung zu stellen. So trug er
zu den Qualitätsstandards des HSW spürbar bei – auch
durch eigene Aufsätze.
Besonders erwähnenswert war seine produktive Teilnah-
me am „Hochschulforum Sylt“. Schnell hatte er verstan-
den, dass die seit 2007 alljährlich stattfindenden ein-
wöchigen „Hochschulforen“ in der Akademie am Meer
auf Sylt – zurückgezogen in den Dünen – Werkstätten
sind, in die sich jeweils zwei Dutzend an einer positiven
Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft
interessierte Kolleginnen und Kollegen in exponierten
Positionen aus den DACH-Ländern4 zu Analyse und
Neuentwicklung von Konzepten zurück ziehen. Sie
stammen aus der Hochschulforschung, Hochschul- bzw.
Wissenschaftspolitik und Leitungspraxis von Hochschu-
len. Von da an war er eine feste Größe dieser Klausurta-
gungen und steuerte viele fundierte Einführungen und
Einzelbeiträge bei, bis ihn seine fortschreitende Erkran-
kung ab 2021 zu seinem großen Bedauern nach 14 Jah-
ren an der weiteren Teilnahme hinderte.
Die Nachricht vom Tode Palandts war während des dies-
jährigen Hochschulforums bekannt geworden und hatte
große Betroffenheit ausgelöst. Für diejenigen Jüngeren,
die ihn nicht kannten, kommentierte der Verfasser kurz
die Person des Verstorbenen aus der freundschaftlichen
Beziehung zwischen beiden heraus, die in langen Jahren
entstanden war (und aus der heraus dieser Text ent-
stand). Jürgen Lüthje, seinerzeit 18 Jahre Kanzler der
Universität Oldenburg (bevor er als Universitätspräsident
nach Hamburg ging) fügte hinzu, dass Klaus Palandt der
fähigste und fairste Verwaltungsjurist gewesen sei, den er
erlebt habe. Die beiden hatten oft im niedersächsischen
Wissenschaftsministerium miteinander zu tun. Lukas
Mitterauer, Hochschulforscher aus Wien, hatte seine Kla-
rinette dabei und schlug eine kleine spontane Trauerfeier
vor – eine Idee, die sehr gerne aufgegriffen wurde. In der
nächsten Pause trug er den zweiten Satz aus dem 3. Kla-
rinetten-Konzert von Carl Stamitz in B-Dur vor.  Es war
sehr passsend. Alle hatten sich aus Respekt und Trauer
um einen beliebten Kollegen erhoben. Die Nachricht
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löste im Plenum Nachbarschaftsgespräche aus, in denen
jeweils Erinnerungen an den Verstorbenen ausgetauscht
wurden – z.T. ganze Episoden.
Palandts umfassendes Verständnis für die Gestaltung ge-
eigneter Rahmenbedingungen für produktives Handeln
in Wissenschaft und Hochschule als Aufgabe der Politik
erwies sich immer wieder als solide Grundlage. Seine
Umsetzung in praktische Maßnahmen war vorbildlich.
Schon bei seiner Verabschiedung aus dem aktiven
Dienst hatte der souveräne Thomas Oppermann seine

Rede mit dem Satz beendet: „Es war schön, unter Klaus
Palandt Minister zu sein!“
Was für ein Format! Die Hochschulszene in Deutschland
hat mit Klaus Palandt einen ihrer kompetentesten und
kreativsten Köpfe verloren. Wir verneigen uns vor dieser
Lebensleistung.

Wolff-Dietrich Webler

„Das Hochschulwesen“ begrüßt Olaf Bartz als neues Mitglied im HerausgeberkreisHSW

Verlag und Herausgeberkreis unserer Zeitschrift „Das
Hochschulwesen“ begrüßen einen neuen Kollegen: Dr.
Olaf Bartz, Geschäftsführer der Stiftung Akkreditierungs-
rat und Mitglied des Stiftungsvorstands in Bonn. Auf die
entsprechende Einladung hin hat er spontan zugesagt,
die älteste Hochschulfachzeitschrift Deutschlands mit
herauszugeben.
Seine Erfahrungen sind vielfältig, und das wird auch sei-
nem neuen Engagement zugute kommen: Olaf Bartz stu-
dierte Chemie (Vordiplom), Geschichte und Philosophie
(M.A.) in Köln. In dieser Zeit engagierte er sich in der
studentischen und akademischen Selbstverwaltung (z.B.
als Geschäftsführer des „Aktionsbündnisses gegen Studi-
engebühren“ (ABS), Bonn). Seine Dissertation („Wissen-
schaftsrat und Hochschulplanung in der Bundesrepublik
Deutschland 1957-1975“) und Post-doc-Projekte be-
handelten vornehmlich die Geschichte der deutschen
Wissenschaftspolitik und führten ihn nach Dortmund,
Köln und Speyer. 
Von 2008 bis 2012 war er fünf Jahre für den Wissen-
schaftsrat tätig, darunter mit allgemeinen Referen-
tentätigkeiten, als IT-Beauftragter, in der Prüfung und
Bewertung der Forschungsbauten, schließlich zuständig
für die Koordination der institutionellen Akkreditierung
nichtstaatlicher Hochschulen. Ab Januar 2013 über-
nahm er die Geschäftsführung der Stiftung zur Akkredi-
tierung von Studiengängen in Deutschland, 2018 umbe-
nannt in „Stiftung Akkreditierungsrat“.
Hierzu hat er ein klares persönliches Programm: „Seit
2013 bin ich bestrebt, im Rahmen des mir übertra-
genen Mandats die Akkreditierung in Deutschland so
(mit)zusteuern, dass sie einerseits ernsthaft Qualitäts-
fragen wie etwa die Studierbarkeit adressieren kann,
andererseits eine Überbürokratisierung vermeidet. Die
Suche nach dem ‘sweet spot’ ist im so vielfältigen und
ausdifferenzierten Hochschulsystem Deutschlands nie-
mals abgeschlossen, daher wird die Arbeit auch nicht
langweilig.“
Die größte strukturelle Herausforderung bestand nach
seinen Worten in der Reform des Akkreditierungssys -
tems, die durch einen Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts 2016 notwendig und 2018 umgesetzt wurde.
Seither trifft der Akkreditierungsrat selbst die Akkredi-

tierungsentscheidungen, und mit
ihm gibt es nun erstmals eine
Stelle, die einen Gesamtüberblick
über die vormals zersplitterte ex-
terne Qualitätssicherung in Studi-
um und Lehre innehat. Erst am
Beginn stehen die Bestrebungen,
die daraus gewonnenen Erkennt-
nisse in die Hochschulwelt hin-
einzutragen.
„Diese Hochschulwelt ist nicht
besonders transparent, auch
nicht immer für diejenigen, die
in ihr tätig sind. Umso wichtiger
sind daher regelmäßig erscheinende Publikationen, die
– ob thematisch breit oder fokussiert – relevante The-
men behandeln und für die Zielgruppen lesenswert an
den Mann oder an die Frau bringen. Das Hochschulwe-
sen ist eine wichtige Zeitschrift in diesem Sinn, ein
Transparenzinstrument, eine Diskussionsplattform ...“
Es sei ihm eine Ehre, daran mitzuwirken.
Begleitend dazu haben sich über Jahre hinweg weitere
Tätigkeiten angesammelt, deren Titel die Breite der Er-
fahrungen spiegeln, geeignete Rahmenbedingungen für
Studium und Lehre bereit zu stellen (eine Auswahl):
Etwa in der Arbeitsgruppe „Fortführung des Bologna-
Prozesses“ von Bund und Ländern, dem Expertenforum
Durchlässigkeit von BDA, Stifterverband und HRK, dem
Arbeitskreis Deutscher Qualifikationsrahmen (AK DQR),
dem HRK Projekt MODUS sowie den DAAD-Projekten
Twinning/Georgien, Bologna Hub Peer Support.
Auf dieser Basis ist Olaf Bartz hervorragend imstande,
die Entwicklungen zu begleiten, neue anzustoßen und
in Gutachten und sonstigen Einschätzungen voran zu
bringen.
Herausgeberkreis und Verlag freuen sich auf die Zusam-
menarbeit mit einem Kollegen, der sich – auch im Rah-
men der Zeitschrift „Das Hochschulwesen“ – viel vorge-
nommen hat.

            
            Wolff-Dietrich Webler

Olaf Bartz

„Das Hochschulwesen“ begrüßt Olaf Bartz als neues Mitglied im Herausgeberkreis
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Hamburg, 27. Mai 2022 
Die Pandemie hat massive Folgen für die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen in Deutschland. Im Jahr
2021 stiegen Depressionen und Essstörungen bei Ju-
gendlichen im Alter zwischen 15 und 17 Jahren weiter
an. Mädchen wurden mit psychischen Erkrankungen
deutlich häufiger stationär behandelt als Jungen. Im
Grundschulalter zeigte sich eine spürbare Steigerung
von Störungen sozialer Funktionen und eine Zunahme
von Entwicklungsstörungen. Das ist das Ergebnis der
Analyse aktueller Krankenhausdaten der DAK-Ge-
sundheit für den Kinder- und Jugendreport 2022.
DAK-Vorstandschef Andreas Storm und der Berufsver-
band der Kinder- und Jugendärzte fordern angesichts
der dramatischen Entwicklung ein schnelles Handeln
der Politik.

Für den Report untersuchten Wissenschaftler von Van-
dage und der Universität Bielefeld anonymisierte Ab-
rechnungsdaten von rund 800.000 Kindern und Ju-
gendlichen im Alter bis 17 Jahren, die bei der DAK-Ge-
sundheit versichert sind. Analysiert wurden die Jahre
2019 bis 2021. Die Daten zeigen, dass vor allem
Mädchen im späten Teenageralter massiv unter den
Auswirkungen der Pandemie leiden. So wurden
Mädchen im Alter zwischen 15 und 17 Jahren über 32-
mal so häufig wegen Essstörungen stationär behandelt
wie Jungen, ein Trend, welcher sich während der Pan-
demie verschärft hat. Der Anteil junger Patientinnen
mit Essstörungen stieg 2021 um 25 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr. Zudem kamen sie fünfmal öfter
wegen Depressionen, dreimal häufiger wegen Angst-
störungen und 2,5-mal öfter aufgrund von emotionalen
Störungen in deutsche Kliniken.

DAK-Chef Storm: „Lage hat sich dramatisch
verschärft.“
„Unser aktueller Kinder- und Jugendreport zeigt, wie
sehr Jungen und Mädchen in der Pandemie leiden. Der
starke Anstieg bei Depressionen oder Essstörungen ist
ein stiller Hilfeschrei, der uns wachrütteln muss“, sagt
Andreas Storm, Vorstandschef der DAK-Gesundheit.
„Wir dürfen nicht länger zuschauen, sondern müssen
dem Thema Kinder- und Jugendgesundheit endlich
mehr Gewicht geben und handeln. Die Lage hat sich im
vergangenen Jahr dramatisch verschärft, doch noch hat
die Politik darauf nicht entsprechend reagiert. Deshalb
ist die Einrichtung einer Enquete-Kommission durch den

Deutschen Bundestag aus meiner Sicht der richtige Weg,
um die Probleme weiter zu analysieren und noch in die-
ser Legislaturperiode erste Konsequenzen umzusetzen.
Es geht um die gesundheitliche Zukunft einer ganzen
Generation.“

Essstörungen: Starker Anstieg seit 
Pandemie-Beginn
Insgesamt nahmen die Behandlungszahlen 2021 von Ju-
gendlichen mit Depressionen und Essstörungen im Ver-
gleich zum Vorjahr merklich zu. So kamen 28 Prozent
mehr 15- bis 17-Jährige mit Depressionen und 17 Pro-
zent mehr ältere Teenager mit Essstörungen in die Klini-
ken. In Relation zu 2019 stiegen die Krankenhausaufent-
halte 2021 bei Essstörungen sogar um 40 Prozent. Auch
bei emotionalen Störungen war ein Plus der Behandlun-
gen zu verzeichnen: 2021 wurden 42 Prozent mehr 15-
bis 17-Jährige aufgrund von emotionalen Störungen sta-
tionär versorgt. Unter emotionale Störungen fallen ins-
besondere Ängste wie Trennungsangst, soziale Ängst-
lichkeit oder auch phobische Störungen, zum Beispiel
die Angst vor imaginären Gestalten. Die Fallzahlen blie-
ben hier aber unter den Fallzahlen depressiver Episoden
und Essstörungen. 
Ähnliche Tendenzen gab es auch bei den Schulkindern
im Alter zwischen zehn und 14 Jahren. Hier nahmen vor
allem stationäre Behandlungen aufgrund von Depressio-
nen (plus 27 Prozent), Angststörungen (plus 25 Prozent)
und Essstörungen (plus 21 Prozent) zu.
„Der DAK-Report belegt in sehr eindrucksvoller
Weise, wie häufig inzwischen psychische und psycho-
somatische Auffälligkeiten, Themen und Erkrankungen
gerade im Jugendalter in unserer Gesellschaft gewor-
den sind. Es ist zu erwarten, dass die Zahl psychischer
Erkrankungen und Problemfelder auch in Zukunft wei-
ter steigen wird“, so Prof. Dr. med. Wieland Kiess, Di-
rektor der Klinik und Poliklinik für Kinder- und Ju-
gendmedizin am Universitätsklinikum Leipzig. „Die
Daten belegen aber auch, dass sich das Gesundheits-
wesen durch die Veränderungen in Krisenzeiten, wie
einer Pandemie, reorganisiert und die Organisations-
formen dringend überdacht werden sollten. Die Tren-
nung zwischen ambulanten und stationären Behand-
lungs- und Betreuungskonzepten ist falsch und nicht
mehr zeitgemäß. Wir müssen Versorgungsformen neu
denken und die Versorgungsstrukturen dem Bedarf
der Kinder und Jugendlichen heute und in der Zukunft
anpassen.“

Pandemie: Depressionen und Essstörungen bei Jugendlichen 
steigen weiter an

• Aktueller Kinder- und Jugendreport der DAK-Gesundheit analysiert Krankenhausdaten der 

Jahre 2019 bis 2021 • Vor allem Mädchen leiden massiv unter Corona-Belastungen 

• DAK-Vorstandschef Storm sieht „dramatische Entwicklung“

HSWDo k u men t a t ion
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Grundschulkinder: mehr Störungen sozialer
Funktionen und Entwicklungsstörungen

Die Daten des Kinder- und Jugendreports zeigen
zudem, dass Grundschulkinder vor allem unter Störun-
gen sozialer Funktionen und Entwicklungsstörungen lei-
den. So wurden 2021 36 Prozent mehr Kinder im Alter
zwischen fünf und neun Jahren aufgrund von Störungen
sozialer Funktionen in Kliniken behandelt. Bei Entwick-
lungsstörungen war es ein Plus von elf Prozent. Auffal-
lend ist, dass Jungen in diesem Kontext häufiger in Be-
handlung waren als Mädchen: Sie fanden fast doppelt so
häufig wegen der Störung sozialer Funktionen und fast
dreimal so häufig aufgrund von Entwicklungsstörungen
den Weg in deutsche Krankenhäuser.
„Die Corona-Pandemie und ganz besonders die von der
Politik verhängten Maßnahmen zur Pandemiebekämp-
fung haben Kindern in allen Altersstufen erheblichen ge-
sundheitlichen Schaden zugefügt. Neben eher organi-
schen Krankheiten wie Adipositas betreffen die feststell-
baren Gesundheitsschäden vorwiegend den psychoso-
zioemotionalen Bereich“, sagt Dr. Thomas Fischbach,
Präsident des Berufsverbands der Kinder- und Jugend -
ärzte. „Kinder und Jugendliche stellen eine ebenso vul-
nerable Gruppe innerhalb der Bevölkerung dar wie alte
beziehungsweise vorerkrankte Bürgerinnen und Bürger
während der Corona-Pandemie. Während letzteren

natürlich auch zu Recht Aufmerksamkeit und Fürsorge
gewidmet wurden, haben die politisch Verantwortlichen
über zwei Jahre lang die ebenso existentiell wichtigen
Bedürfnisse und Bedarfe der jungen Generation schlicht-
weg ignoriert. Der dadurch bedingte Schaden ist erheb-
lich, wie der vorliegende DAK-Report zeigt. Wie viele
Dauerschäden entstanden sind, ist heute noch schwer
zu erfassen. Aus den Fehlern der Pandemiebekämpfung
müssen Lehren gezogen werden, insbesondere von Sei-
ten der Politik. Auch Kinder haben die gleichen Rechte
wie Erwachsene, und zwar immer. Und diese Rechte
gehören in unser Grundgesetz.“

Die DAK-Gesundheit ist mit 5,5 Millionen Versicherten
die drittgrößte Krankenkasse Deutschlands und enga-
giert sich besonders für Kinder- und Jugendgesundheit.

Infos auch unter www.dak.de/presse und
www.twitter.com/dakgesundheit

Kontakt:
Pressestelle DAK-Gesundheit
Nagelsweg 27-31
20097 Hamburg
Tel: 040 2364 855 9411
E-Mail: presse@dak.de

Berlin, 07. September 2022
Die im europäischen Vergleich besonders lang andau-
ernden Schulschließungen haben Kindern und Jugend-
lichen in Deutschland schweren Schaden zugefügt.
Harte Hygienerestriktionen in KiTas und Schulen sind
nicht die passende Antwort darauf. Sie haben Infektio-
nen auf Dauer nicht verhindert und schaden deutlich
mehr als sie nutzen. Was Kinder und Jugendliche jetzt
brauchen ist:
• Normalität ohne Masken- und Testpflichts und keinen

Ausschluss von KiTa und Schule, schon bei leichten Er-
kältungssymptomen.

• Ausreichend Ressourcen für qualitativ hochwertige Bil-
dung und Förderung, um entstandene Schäden zu
kompensieren, sowie Mittel für eine gute Basishygiene.

Kinder und Jugendliche haben in 
Deutschland den zweiten Winter voller 
Einschränkungen erlebt

Masken- und Testpflicht, gestrichene Weihnachtsfeiern,
Theateraufführungen mit Maske, aber ohne Eltern und
Freunde, und auch auf Schwimmkurse hofften die meis -
ten Kinder weiter vergeblich. Wie Antikörperstudien
zeigen, haben sich trotz der restriktiven Maßnahmen

fast alle Kinder und Jugendlichen infiziert – ob mit oder
ohne Impfung. Durch den damit verbundenen breiten
Immunschutz ist die Gefahr durch eine Ansteckung für
sie damit noch geringer als schon zuvor. Die vorherseh-
baren Schäden durch Schulschließungen, Lockdowns
und Sportverbote sind hingegen eingetreten: Lernrück-
stände, mangelnde Sprachintegration, psychische Belas -
tung bis hin zu schweren Erkrankungen, Bewegungs-
mangel und ein beängstigender Anstieg der Fettleibig-
keit. Schweden hingegen, wo Grundschulen und Se-
kundarstufe I nie geschlossen waren, beobachtet weder
eine Verschlechterung von Lernergebnissen noch der
psychischen Gesundheit oder der physischen Aktivität.

Die Verantwortlichen versichern jetzt, es müsse oberste
Priorität haben, die Schulen in diesem Winter offen zu
halten. Doch absehbar bedeutet das für Kinder und Ju-
gendliche hierzulande eine Fortsetzung der Maßnah-
menbatterie an KiTas und Schulen, die Ansteckungen
auf Dauer nicht verhindert und weit mehr geschadet als
genutzt hat. Zwar sieht der Entwurf zur Novellierung des
Infektionsschutzgesetzes erfreulicherweise vorerst keine
Maskenpflicht für Grundschulkinder vor, dafür aber –
anders als praktisch überall sonst in Europa – Pflichttests
bereits in der KiTa und für ältere Kinder auch Masken.
Weiterhin gilt nichts davon für Erwachsene in den Fabri-
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ken und Büros. Zudem würde die geplante Aufnahme
von COVID-19 in den im §34 IfSG aufgezählten Katalog
von ansteckenden Krankheiten dazu führen, dass Kinder
schon bei bloßem Krankheitsverdacht, also etwa leich-
ten Erkältungssymptomen, vom Schul- und KiTa-Besuch
ausgeschlossen werden können.

Bildungseinrichtungen mit Restriktionen sind
nicht wirklich offen
Das Problem: Offene Schulen und KiTas sind Orte, wo
Kinder sich willkommen fühlen dürfen, frei und sorglos
miteinander interagieren und die Bildungs- und Freizeit-
angebote erhalten, die sie brauchen, um den entstande-
nen Schädigungen wirksam etwas entgegensetzen zu
können. Das lässt sich mit Masken, Pflichttests und ge-
strichenen Freizeitangeboten nicht erreichen.

Schulen und KiTas mit Pflichttests sind nicht wirklich
offen. Sie halten gesunde Kinder von der Teilnahme am
Unterricht ab und verschlingen personelle, finanzielle
und logistische Ressourcen, die dringend für das Aufho-
len von Lernrückständen und die Behandlung psychi-
scher Schäden gebraucht werden. Es ist sicherlich kein
Zufall, dass das Land Berlin seine Schulbauoffensive um
mehrere Jahre verschieben will, nachdem es für Luftfilter
und Corona-Tests, von denen die pädiatrischen Fachge-
sellschaften und die Deutsche Gesellschaft für Kranken-
haushygiene abraten, mehr als 145 Millionen Euro aus-
gegeben hat. Derweil erleben Schülerinnen und Schüler
in einer Berliner Grundschule den Schulanfang im
Home schooling, weil das Gebäude wegen Schimmelbe-
fall geschlossen bleibt und das Problem zwar lange be-
kannt war, aber komplett verschleppt wurde.

Schulen mit Maskenpflicht sind nicht wirklich offen,
denn sie behindern den Spracherwerb und das soziale
Miteinander. Das trifft Hörgeschädigte und Kinder, die
an Autismus leiden oder Deutsch erst noch lernen, be-
sonders hart. 

Und es bedarf keiner gesonderten Erklärung, dass Schu-
len und KiTas ohne Weihnachtsfeiern, Schwimmkurse
und Theateraufführungen nicht wirklich offen sind.

Es gibt nur einen Weg, dem entstandenen Schaden
etwas entgegenzusetzen, nämlich, Verantwortung dafür
zu übernehmen und Schulen und KiTas Ressourcen zu
geben, anstatt sie weiter mit Restriktionen zu belegen.
Die ehemalige norwegische Premierministerin Erna
Solnberg bekannte im Frühjahr 2020, sie hätte sich bei
der Schließung von Schulen und KiTas, die in Norwegen
nur wenige Wochen andauerten, von Angst leiten las-
sen und einen Fehler begangen. Sie lernte daraus und
beging ihn nicht wieder. Für Kinder unter 12 galt in
Norwegen nie eine Maskenpflicht, Unterricht und Frei-
zeitveranstaltungen finden ohne Einschränkungen statt.
Auf Wunsch können Kinder sich impfen lassen. Gleich-
zeitig klärt die norwegische Gesundheitsbehörde fak-
tenbezogen auf und weist auf das geringe Risiko einer
Infektion für Minderjährige hin und auf den begrenzten
sozialen Nutzen der Impfung, die Ansteckung und

Übertragung nicht verhindert. Entsprechend käme in
Norwegen niemand auf die Idee, Teilhabe oder Mas-
ken- und Testpflichtfreiheit vom Impfstatus abhängig zu
machen.

Folgen wir diesem Beispiel aus dem fortschrittlichen
Norden. Geben wir Kindern Ressourcen statt Restriktio-
nen im Infektionsschutzgesetz!

Für Initiative Familien e.V.

Dr. med. Christine Busch, Andrea Martin, 
Heike Riedmann, Anna-Maria Kuricová, 
Dr. Stephanie Dinkelaker, Sina Denecke, 
Dr. med. Andrea Knipp-Selke

Erstunterzeichnende:

• Univ. Prof. Dr. Nikolaus Haas, Direktor Kinderkardiolo-
gie und Pädiatrische Intensivmedizin LMU Ludwig
Maximilians Universität, Klinikum der Universität
München

• Dr. Peter Walger, Vorstand Deutsche Gesellschaft für
Krankenhaushygiene e.V. (DGKH) Internal medicine,
Intensiv care, Infectious disease consultant

• Prof. Dr. Klaus Stöhr, virology, epidemiology. Former:
Director WHO Global Influenza Program and SARS Re-
search Coordinator. Novartis

• Prof. Dr. med. Arne Simon, Kinder- und Jugendmedi-
zin, Pädiatrische Infektiologie

• Prof. Dr. med. Johannes Hübner, Kinder- und Jugend-
medizin, Pädiatrische Infektiologie

• Prof. Dr. med. Ursel Heudorf, Fachärztin für Kinder-
heilkunde und für Öffentliches Gesundheitswesen,
ehem. stellvertretende Leiterin des Gesundheitsamtes
der Stadt Frankfurt am Main

• Prof. Dr. H.-I. Huppertz, Kinderarzt, Infektiologe
• Prof. Dr. Jonas Schmidt-Chanasit, Facharzt für Mikro-

biologie, Virologie und Infektionsepidemiologie
• Prof. Dr. med. Detlev Krüger, Virologe
• Prof. Dr. med. Stefan Willich, Direktor, Institut für So-

zialmedizin, Epidemiologie und Gesundheitsökono-
mie, Charité – Universitätsmedizin Berlin

• Dr. med. Reinhard Bartezky, Kinder- und Jugendarzt,
Landesvorsitzender BVKJ – LV Berlin 

• Prof. Dr. Josef Franz Lindner, Öffentliches Recht, Medi-
zinrecht und Rechtsphilosophie

• Jakob Maske, Bundespressesprecher BVKJ
• Prof. Dr. Tobias Hecker, Klinischer Kinder- und Jugend-

psychologe und -psychotherapeut an der Universität
Bielefeld

• Prof. Dr. med., Prof. h.c. (MNG) Walter Popp, Arzt für
Innere Medizin, Arbeitsmedizin, Hygiene; Ärztliches
Qualitätsmanagement, ABS-Experte (DGKH), Dort-
mund

• Dr. med. Konrad Selke, Facharzt für Kinderheilkunde,
Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Quelle: 
https://www.initiativefamilien.de/aktuelles/offener-
brief-kinder-brauchen-ressourcen-nicht-restriktionen/
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Gemeinsame Stellungnahme des bkj und des bvkjHSW

1 Repräsentative Befragung von 1021 jungen Menschen im Alter von 14- bis
29 Jahren; März 2022.

2 Die Studie ist als Preprint auf dem Portal Researchgate erschienen: (2022;
DOI: 0.13140/RG.2.2.33280.10243). Stichprobe von 324 KJP, 258 weib-
lich, 66 männlich. Es waren Therapeuten aus allen 16 Bundesländern ver-
treten.

3 Siehe Bericht im aerzteblatt.de vom 23. Februar 2022.

Köln, 14. Juni 2022

An den 
Deutschen Bundestag
Ausschuss für Gesundheit
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns heute an Sie, da wir als Vertreter*innen
unserer Berufsverbände, die ausschließlich Kinder und
Jugendliche behandeln, in großer Sorge um die Gesund-
heit unserer Patient*innen sind.

Wie auch die von den Jugendforschern Simon Schnetzer
und Klaus Hurrelmann durchgeführte Studie „Jugend in
Deutschland" im März 20221 zeigt, dass der Krieg in der
Ukraine, die nun schon über zwei Jahre andauernde
Pandemie und der allgegenwärtige Klimawandel Kinder
und Jugendliche hoch belastet. Es gebe eine Überlage-
rung von Krisen und diese Last sei für junge Menschen
sehr groß geworden. Das Thema Krieg in Europa bereitet
demnach 68 Prozent der Generation die größten Sorgen,
wobei 46 Prozent der jungen Menschen aktuell große
Angst haben, dass der Krieg in der Ukraine sich auf ganz
Europa ausweiten könnte. Die bislang dominierende
Angst vor dem Klimawandel wurde mit 55 Prozent
durch den Ukraine-Krieg an die zweite Stelle verdrängt.
Die spürbaren Einschränkungen durch die Pandemie lös -
ten bei den Befragten ein Gefühl des Kontrollverlustes
bei der Gestaltung des Alltags aus. Dies betreffen auch
die persönlichen Beziehungen und die Ausgestaltung
ihrer Bildungs- und Berufslaufbahn. Der andauernde Kri-
senmodus strapaziere auch zunehmend die psychische
Gesundheit der Jugend. Fast die Hälfte (45 Prozent) der
Befragten gab an, Stress zu erleben.
Auf der Liste der häufigsten psychischen Belastungen fol-
gen mit 35 Prozent Antriebslosigkeit, Erschöpfung und
Langeweile (je 32 Prozent) sowie Depression und Nie-
dergeschlagenheit (27 Prozent). 13 Prozent fühlen sich
hilflos, sieben Prozent hätten sogar Suizidgedanken.

Demgegenüber steht die weiterhin unzureichende Ver-
sorgung psychisch kranker und belasteter Kinder und Ju-
gendlicher. Wie Forscher*innen der Universitäten Leip-
zig und Koblenz2 herausfanden, haben sich seit Pande-
miebeginn die Wartezeiten von Kindern und Jugendli-
chen für einen Psychotherapieplatz nahezu verdoppelt.
Die KJP berichteten, dass Patienten bei ihnen aktuell
signifikant länger auf einen Erstgesprächstermin und
einen Therapieplatz warten als im Vergleichszeitraum

vor der Pandemie. Die Wartezeit für ein Erstgespräch
habe sich von durchschnittlich 5,8 Wochen vor zwei
Jahren auf 10,2 Wochen in den vergangenen sechs Mo-
naten verlängert. Auf einen Therapieplatz mussten die
Betroffenen in den vergangenen sechs Monaten durch-
schnittlich 25,3 Wochen warten. Vor zwei Jahren waren
es noch durchschnittlich 14,4 Wochen Wartezeit gewe-
sen. Gleichzeitig berichteten 66 Prozent der Teilneh-
menden, ihre Behandlungsstunden seit Pandemiebeginn
leicht bis sehr stark erhöht zu haben, bei 23 Prozent
seien sie gleichgeblieben und elf Prozent hätten sie
leicht bis sehr stark verringert.
Die nahezu verdoppelten Wartezeiten bei einer gleich-
zeitigen Steigerung der angebotenen Behandlungsstun-
den von Therapeutenseite deuten laut der Arbeitsgrup-
pe darauf hin, dass mehr Kinder, Jugendliche und ihre
Bezugspersonen aktuell psychotherapeutische Hilfe su-
chen. Die Kinder- und Jungendärzte bestätigen das er-
höhte Hilfeersuchen, die Anfragen in der täglichen Pra-
xis haben sich vervielfacht.

Weiterhin gaben die befragten KJP in ihren Freifeldant-
worten an, dass sich neben einer erhöhten Anzahl von
Anfragen auch eine veränderte Qualität wiederfinde, da
die Anfragen oftmals deutlich verzweifelter und drän-
gender geworden seien. Auch in dieser Studie wird eine
signifikante Zunahme der Krankheitslast vor allem im
Bereich aller abgefragten psychischen Störungen festge-
stellt. Für die Zunahme von Depressionen, Angststörun-
gen und Medienabhängigkeit sehen die KJP dabei sehr
große Effekte, für Schlaf-, Anpassungs-, Zwangs- und
Ess störungen große Effekte, für Schulabsentismus einen
moderaten Effekt. Die Zunahme von Substanz-, Belas -
tungs-, Hyperkinetischen und Regulationsstörungen
sowie Störungen des Sozialverhaltens seien dagegen ge-
ringer einzustufen. Nach Ansicht der Autoren scheint
der gestiegene Bedarf an psychotherapeutischer Versor-
gung durch die bestehenden ambulanten Strukturen
nicht ausreichend und zeitnah gedeckt zu werden. Eine
zeitnahe Behandlung sei jedoch essenziell, um Chronifi-
zierungen und Komorbiditäten vorzubeugen.
Wichtig sei daher „eine Anpassung des Versorgungssys -
tems an den gestiegenen Bedarf“, um gesundheitliche
und volkswirtschaftliche Folgeschäden der Pandemie zu
begrenzen, so ihre Forderung.3

Gemeinsame Stellungnahme
des Bundesverbandes für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie (bkj) 

und des Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (bvkj
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Die fachärztliche und psychotherapeutische Versorgung
unterliegt in Deutschland der Bedarfsplanung. Im Be-
reich der Psychotherapie gelten die meisten Regionen
als versorgt bzw. sogar überversorgt, trotz bestehender
hoher Wartezeiten. Demnach sind diese Planungsberei-
che gesperrt. Eine Neu-Niederlassung ist nur bei Pra-
xisübernahme einer bestehenden Praxis möglich. Zwar
werden seit der Bedarfsplanungsreform (2019) die fest-
gelegten Verhältniszahlen nun alle zwei Jahre aufgrund
der demografischen Entwicklung angepasst und das Ver-
sorgungsniveau pro Planungsbereich kontinuierlich an-
hand der jeweils aktuellen Einwohnerzahl fortgeschrie-
ben. Zudem wurde ein regionaler Morbiditätsfaktor ein-
geführt. Dies hat dennoch im Bereich der Psychothera-
pie und hier gerade im Bereich der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie nicht zu einer angemessenen be-
darfsorientierten Versorgung geführt. Die oben ange-
führten aktuellen Belastungen verschlimmern das struk-
turelle Problem um ein Vielfaches.
Da die einzelnen Landes-KVen sich an die bundesein-
heitlichen Regelungen der Bedarfsplanungs-Richtlinie
halten müssen, erscheint es uns zwingend zu sein, dass
hier im Rahmen einer „Not-Verordnung“ zeitnah und
unbürokratisch Abhilfe geschaffen wird.

Wir wenden uns daher an Sie, Herrn Prof. Dr. Lauterbach
als Bundesgesundheitsminister als auch an Sie, Prof. Dr.
Hecken als den Vorsitzenden des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (G-BA) mit der dringenden Bitte, dieses Pro-
blem aufzugreifen und die betroffenen Kinder und Ju-
gendlichen nicht allein zu lassen. Der Druck, der auf den
niedergelassenen Kinder- und Jugendärzten, den Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten, aber auch auf den
Kinder- und Jugendpsychiatern sowie den Kinder- und
Jugendlichenpsychiatrien lastet, ist enorm hoch.
Abhilfe könnten daher Regelungen schaffen, dass Praxen
leichter Kolleg*innen einstellen könnten, um ihr Be-
handlungsangebot auszuweiten. Hierzu müsste jedoch
die jetzt übliche Deckelung bei Job-Sharing aufgehoben
werden. Eine zweite Möglichkeit wäre, über Ermächti-
gungen neue Praxissitze zu schaffen. Dabei sollten die
jetzigen Regelungen zur Begrenzung, wie z.B. die 20%-

Quote für kinder- und jugendlichenpsychotherapeuti-
sche Behandler*innen, vorübergehend außer Kraft ge-
setzt werden.
Darüber hinaus möchten wir Sie bitten sich dafür einzu-
setzen, dass die curriculare Weiterbildung in psychoso-
matischer Grundversorgung für alle angehenden Kinder-
und Jugendärzte verpflichtender Bestandteil der Weiter-
bildung wird. Diese Grundausbildung, die für Kinder-
und Jugendärzte bislang nur in 6 Bundesländern ver-
pflichtend ist, wird dazu beitragen, eine verlässliche
Überleitung zu passgenauen Hilfen und eine Vermeidung
von inadäquater Inanspruchnahme zu ermöglichen.

Wir alle stehen in der Verantwortung, psychisch kranken
Kindern und Jugendlichen zu helfen und sie vor weite-
rem Leid zu schützen. Wartezeiten von mehreren Wo-
chen auf ein Erstgespräch (Sprechstunde) ohne Aussicht
auf einen baldigen Behandlungsplatz sind nicht mehr
länger hinzunehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Thomas Fischbach 
Präsident BVKJ e.V. 

Dr. Petra Kapaun
Ausschusssprecherin für Psychosomatik 

und Psychotherapie BVKJ e.V.

Dr. Marion Schwarz
Vorsitzende bkj e.V.

Verteiler
- Herr Prof. Karl Lauterbach, Bundesminister für Ge-

sundheit
- Herr Prof. Josef Hecken, G-BA
- Frau Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Frauen,

Senioren und Jugend
- Bundesärztekammer (BÄK)
- Kassenärztliche Bundesvereinigung (KB)

An die Abonnent*innen, Buchhandlungen und geschätzten Leser*innen unserer Zeitschriften:

Unsere Philosophie als engagierter Wissenschaftsverlag war es schon immer, unsere Zeitschriften
mit niedrigen Abo-Preisen für Privatabonnent*innen attraktiv zu halten. Aber auch an uns gehen
die in Deutschland immer weiter steigenden Preise nicht vorbei. Den Anpassungsschritt der Preise
für das Jahr 2023 wollen wir mit 1,66 € pro Heft im Abonnement so gering wie möglich halten. 

Das Jahresabonnement wird vom 1. Januar 2023 an 119,90 € kosten.

Auf Wunsch kann die Zeitschrift innerhalb des Abonnements neben der Printversion ohne Auf-
schlag auch in elektronischer Version bezogen werden.

In eigener Sache:
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Bielefeld, 30. August  2022

An den
Bundesverband für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie (bkj)
Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte (bvkj)

Liebe Kolleg*innen,
an den Verteiler unseres Qualitätszirkels der Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeut*innen OWL wurde die
Stellungnahme, die die beiden Verbände an den Deut-
schen Bundestag, Ausschuss für Gesundheit gesendet
haben, zur Kenntnisname verteilt.
Hierzu möchte ich mich als langjährig in eigener Praxis
arbeitende Psychotherapeutin gern äußern und viel-
leicht ein paar Überlegungen zu den zukünftigen Über-
legungen zu diesem Thema beisteuern.

Ohne Frage beschreibt der Brief die schwierige gesell-
schaftliche Situation und die Folgen für Kinder- und Ju-
gendliche zutreffend.
Die Forderung, die Anzahl der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten zu erhöhen, um den steigenden
Anfragen nachzukommen, ist ebenfalls nachvollziehbar
aber aus meiner Sicht keine ausreichende Maßnahme für
mehr psychosoziale Gesundheit der Kinder und Jugend-
lichen.

Immer mehr desselben anzubieten, ohne die Strukturen
und inhaltlichen Konzepte genauer zu betrachten, halte
ich für zu kurz gegriffen.
• Das derzeitige Hilfesystem gibt keine ausreichende

Antwort auf die bestehenden Probleme veränderter
familiärer und gesellschaftlicher Strukturen und Krisen.

• Es ist noch nicht lange her, dass nur in Ausnahmefäl-
len und dann unter viel Vorbehalt Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten konsultiert wurden
und deren psychotherapeutische Arbeit eher kritisch
hinterfragt wurde. Mir scheint, seit einigen Jahren ist
eine Gegenbewegung eingetreten, die Verantwortung
für das psychische Wohlergehen einer ganzen Genera-
tion in die Hände von Fachleuten zu legen und hier
am liebsten in die Hände von Psychotherapeuten. Un-
sere Berufsgruppe erfährt immer mehr gesellschaftli-
che Anerkennung. Auch dieses Extrem hat seine
Schattenseiten.

• Psychosoziale Probleme werden individualisiert und
pathologisiert und gesamtgesellschaftliche Verantwor-
tung wird auf bestimmte Berufsgruppen abgeschoben.

• Was fehlt ist eine im gesellschaftlichen System fest ver-
ankerte und verpflichtende Vernetzung unterschiedli-

cher Anbieter von Hilfen und die Erarbeitung wirksa-
mer präventiver Maßnahmen.

• In der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie ist es
erstrebenswert, strukturell eine Zusammenarbeit von
Kindergärten, Schule, Beratungsstellen, Trägern der
Jungendhilfe zu sichern.

• Dringend erforderlich ist die Weiterentwicklung von
Qualitätsstandards und Vernetzung mit der Ausbil-
dung von Erziehern, Lehrern, Sozialarbeitern und aller
Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten. Expertenwis-
sen bezüglich psychischer Gesundheit und die Fähig-
keit zur Anwendung wirksamer Methoden sollte nicht
nur Kinder- und Jugendlichenpsycho thera peut*in nen
vorbehalten sein.

• Ich weise darauf hin, dass wir in dem jetzigen Abrech-
nungssystem nur für die Behandlung psychisch kranker
Menschen zuständig sind, das heißt nach erfolgter
Diagnostik wird eine psychische Störung diagnostiziert
und dann erfolgt ggf. eine Behandlung.

• Soweit sollte es nicht kommen müssen, dass ein be-
trächtlicher Anteil von jungen Menschen zunehmend
pathologisiert wird. Wir brauchen neue Konzepte, also
eine von unterschiedlichen Fachleuten besetzte Ar-
beitsgruppe auf höchster Ebene, die auch den Aspekt
der Finanzierung, Qualitätssicherung, Trägerschaften
mit bedenkt.

Ich hatte immer die Vision, eine Praxis zu haben, in der
Angebote der Jugendhilfe, auch präventive Angebote, in
die Arbeit der Praxis ganz selbstverständlich integriert
wären. Das zu realisieren, ist bis jetzt auf Grund der
Trennung der Berufsgruppen und der Finanzierungskon-
zepte Krankenkasse versus Jugendhilfeträger nicht mög-
lich. Es ist dem individuellen Engagement überlassen, ob
eine effektive Zusammenarbeit erfolgt.

Vielleicht kann dieser Brief als Anregung zur Diskussion
und verstanden werden.

Mit freundlichem Gruß,

Ellen Orbke-Lütkemeier

Diplom-Pädagogin
Kinder- und Jugendpsychotherapeutin

für den Qualitätszirkel der Kinder- und Jugendlichen -
psychotherapeut*innen OWL (kjp-owl.de)

Reaktion des Qualitätszirkels KJP-OWL auf die Pressemitteilung 
des Bundesverbandes für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie (bkj) und 

des Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (bvkj) vom 29.06.2022 
zur Situation psychisch kranker Kinder und Jugendlicher
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Ich habe den Kontakt zu diesem Gespräch gesucht, weil
wir uns in der kommenden Ausgabe unserer Zeitschrift
„Das Hochschulwesen“ mit der psychischen Situation
der heutigen Kinder und Jugendlichen in Deutschland
beschäftigen wollen – alarmiert durch hohe Fallzahlen
von Erkrankungen. Wir sind zwar eine Hochschulzeit-
schrift, aber wenn heute über 50% eines Altersjahrgangs
später studieren, dann haben wir mit diesem Anteil be-
reits die kommende Studierendengeneration vor uns.
Daher wenden wir uns den psychischen Problemen die-
ser Generation zu, dokumentieren einschlägige Appelle
von Berufsorganisationen und fragen auch in Richtung
Studium und Ausbildung derjenigen, die mit diesen Kin-
dern und Jugendlichen in Kontakt stehen, wie ihnen in
ihrer Berufsvorbereitung geholfen werden kann. Durch
die Unterzahl an psychotherapeutischen Kassenpraxen
ergeben sich lange Wartezeiten bis zum Beginn einer
therapeutischen Behandlung. Was kann bis dahin ge-
schehen? Von erhöhter Aufmerksamkeit mal abgesehen:
Wie kann die Gesellschaft, die Schule, die Schulverwal-
tung, wie können die eigenen Eltern auch ohne Ausbil-
dung darauf reagieren? Hier wird natürlich nicht gedacht
an therapeutische Bemühungen auf eigene Faust – das
wäre u.U. in vieler Hinsicht hochgradig gefährlich für die
Gesundheit der Kinder und Jugendlichen, aber auch für
das Vertrauensverhältnis zwischen den Beteiligten. Kön-
nen denn schon im Alltag Maßnahmen vermieden wer-
den, die Störungen u.U. verstärken oder Maßnahmen
schon mal eingeführt werden, die erleichtern, bis pro-
fessionelle Hilfe einsetzt? Ganz naiv gedacht: Gibt es In-
formationen (klassisch: Handzettel, heute Flyer, im In-
ternet bereitgestellt) mit einer Reihe von Hinweisen, die
vielleicht vertiefende Fehler vermeiden helfen? Das Pro-
blem wird ja sicherlich verschärft dadurch, dass vor Be-
ginn einer Therapie (bis auf einen Platz auf der Wartelis -
te) noch gar kein beratender Kontakt zwischen Eltern
und Therapeut*in hergestellt worden ist. Aber die Kon-
takte in der Schule und mit der Schule (z.B. bei Eltern -
abenden) eröffnen Möglichkeiten früher Hilfe unter Mit-
schüler*innen, in der Schulpsychologie und der Schulso-
zialarbeit.

Wolff-Dietrich Webler (W.W.): Liebe Frau Berglez, Sie
sind eine erfahrene Psychologin im Umgang mit Proble-
men von Kindern und Jugendlichen – vor allem auf
Schulebene. Bei psychischen Störungen gibt es lange
Wartezeiten bis zum Beginn einer therapeutischen Be-
handlung, obwohl aufgrund der Pandemie, Lockdown,
Isolierung usw. psychische Störungen bei Kindern und
Jugendlichen massiv zugenommen haben, wie neue
Zahlen im Kinder- und Jugendreport der DAK oder in
der Copsy-Studie 3 oder eine Befragung von Psychothe-
rapeut*innen für Kinder und Jugendliche gerade bele-
gen.3 Die negativen Folgen des Rückzugs in Einzelexis -
tenzen für die Kinder war lange von der Öffentlichkeit
völlig unterschätzt worden. Viele soziale Fähigkeiten
(Bedürfnisse bzw. Probleme anderer Kinder mitzuden-
ken, Kooperationsfähigkeit, gesteigert als Teamfähigkeit
usw.) wurden für selbstverständlich gehalten, die keine
sind und bei vielen Kindern aufgrund des Mangels an
Kontakten unzureichend ausgebildet worden sind.
Frau Berglez, Sie kümmern sich auf vielfältige Weise um
diese Probleme. Sie sind in einem dringend notwendi-
gen, anspruchsvollen und vermutlich durch Erfolge
über aus befriedigenden Arbeitsgebiet tätig. Eine Aufga-
be, bei der sich die Sinnfrage gar nicht erst stellt. Auf der
Webseite der Bezirksregierung Detmold, in deren Ver-
waltung Sie als Fachbeauftragte für Schulpsychologie
tätig sind, wird für Ihr Gebiet der Text wiedergegeben,
den die Sektion Schulpsychologie des Berufsverbandes
Deutscher Psychologinnen und Psychologen (BDP) für
ihre Aufgaben formuliert hat.4 Er ist so umfangreich,
dass er mir eher als Zuständigkeitsbeschreibung, nicht
als kontinuierlich leistbare Tätigkeit vorkam. Jedenfalls

HSW-Gespräch

zwischen Dr. Alexandra Berglez1

und Prof. Dr. Wolff-Dietrich Webler2

über Prophylaxe und schnelle Hilfen 
gegen psychische Belastungen von Kindern und Jugendlichen 

im Zusammenhang mit dem System Schule

Wolff-Dietrich 
WeblerAlexandra Berglez

1 Fachbeauftragte für Schulpsychologie, Bezirksregierung Detmold
2 Hochschulforscher, Leiter des Instituts für Wissenschafts- und Bildungsfor-

schung Bielefeld
3 Einfluss der COVID-19-Pandemie auf die ambulante psychotherapeutische

Versorgung von Kindern und Jugendlichen, https://link.springer.com/arti
cle/10.1007/s00278-022-00604-y

4 https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur
/abteilung-4/dezernat-41/schulpsychologie

HSWHSW-G esp räch e



105

HSW-Gespräch mit Alexandra Berglez über Prophylaxe und schnelle Hilfen gegen psychische ...HSW

HSW 4/2022

werden an die Schulpsycholog*innen hohe Anforderun-
gen gestellt. Sie können ja dann sagen, was realistisch
davon mit welcher Personalausstattung bearbeitet wer-
den kann. Die Arbeitsfelder lauten: 
• „Schulpsychologie unterstützt und berät Schülerinnen

und Schüler, ihre Eltern, Schulklassen, Lehrkräfte,
Schulleitungen, Schulaufsicht und Schulverwaltung. 

• Schulpsychologie unterstützt insbesondere Schülerin-
nen und Schüler in ihrer Persönlichkeitsentwicklung
mit dem Ziel, einen adäquaten Schulabschluss und
eine altersgerechte Entwicklung zu ermöglichen. 

• Schulpsychologie verwendet wissenschaftliche Er-
kenntnisse, um im Bereich der Prävention, Interventi-
on und Evaluation im individuellen sowie auch auf der
Gruppen- und Systemebene zu beraten. 

• Schulpsychologie richtet ihre Angebote an alle Schulen
und Schulformen, einschließlich der Ersatzschulen. … 

• Schulpsychologische Beratung ist freiwillig, kostenfrei,
unabhängig und neutral. Schülerinnen, Schüler, Eltern,
Lehrkräfte, Schulleitungen und Schulaufsicht können
direkt und frei die schulpsychologische Beratung in
Anspruch nehmen. Schulpsychologinnen und Schulp-
sychologen unterliegen der Schweigepflicht.“

Bevor Sie diese Aufgabe übernahmen, haben Sie vor-
her selbst jahrelang Praxiserfahrungen als Schulpsycho-
login gesammelt. Was war Ihr Hauptmotiv für diesen
Wechsel?

Alexandra Berglez (A.B.): Mein Hauptmotiv war, die
Schulpsychologie auf der Verwaltungsebene zu unter-
stützen und dafür Sorge zu tragen, dass psychologi-
sches Wissen in Schule mitgedacht wird („Schule“
immer als System verstanden) und unserer Expertise in
Maßnahmen, die angedacht werden, eine Rolle spielt.
Ein ganz anderer wesentlicher Aspekt ist, die Qua-
litätssicherung in der Schulpsychologie sicherzustellen.
In Zusammenarbeit mit anderen übergeordneten Gre-
mien bieten wir zum Beispiel ein Curriculum für Neu-
einsteiger*innen in der Schulpsychologie an, organisie-
ren den fachlichen Austausch untereinander und stel-
len Informa tio nen/Fort bildungen für neue fachliche
Themen zur Verfügung. Ganz wichtig in meiner Arbeit
ist, den Kontakt zu den Praktikern vor Ort zu halten,
um Bedarfe in die Verwaltung und zum Beispiel an das
nordrhein-westfälische Ministerium für Schule und Bil-
dung zu spiegeln, damit eine gute fachliche Arbeit
möglich ist. Wichtig ist aber auch, den Eindruck den
die Schulpsychologie von den Bedarfen im System
Schule hat, rückzukoppeln.

W.W.: Wie viel von diesem Aufgabengebiet können Sie
realistisch mit welcher Personalausstattung leisten? Und:
Hat denn jede größere Schule einen Schulpsychologen/
eine Schulpsychologin?

A.B.: Die Schulpsychologie ist in den letzten Jahren in
NRW ausgebaut worden, dennoch ist derzeit im Schnitt
ein Schulpsychologe für 5.000 Schülerinnen und Schüler
zuständig. Über eine gute Netzwerkstruktur in der Schu-
le (z.B. Schulsozialarbeit, Beratungslehrer) und mit ex-
ternen Partnern wie zum Beispiel Fachberatungsstellen
setzen wir alles daran, dies auszugleichen. Eine weitere

Kompensationsstrategie ist, die Schulen durch Fortbil-
dungen und systemische Beratung zu unterstützen. Und
zu guter Letzt stellen wir systemische Angebote zur Ver-
fügung, auf die ich noch später ausführlicher eingehe.

W.W.: Nun haben Sie in diesen Feldern durch Eigen -
initiative schon viel unternommen. Zu diesen Aktivitä-
ten kommen wir gleich, wollen aber vorher den Rahmen
ihrer Tätigkeit noch etwas weiter ausführen, damit sich
Leserinnen und Leser, die bisher wenig Kontakt mit die-
ser Tätigkeit hatten, Ihren Beruf besser vorstellen kön-
nen. Zusätzlich zu den obigen Aufgaben umfasst Ihr Ge-
biet (der Homepage gemäß) als Aufgabenfelder A) eher
auf Einzelpersonen und B) auf ganze Schulen gerichtete
Maßnahmen: 
A) „Schulpsychologie unterstützt im Rahmen der Einzel-
fallberatung bei Lern-, Entwicklungs- und Verhaltens -
problemen von Schülerinnen und Schülern, insbesonde-
re bei 
• der Förderung individueller Begabungen, 
• der Beratung und Förderdiagnostik im Rahmen der in-

klusiven Schule, 
• der Entwicklung von Förderplänen und Fördermaß-

nahmen, 
• der Stärkung der Selbstwirksamkeit, der Sozialkompe-

tenz von Schülerinnen und Schülern sowie der Metho-
denkompetenz von Lehrenden, 

• der Weiterentwicklung der beruflichen Kompetenzen
und der Persönlichkeit der Lehrkräfte.  

Und B) Schulpsychologie unterstützt Schulen im Rah-
men der Systemberatung bei 
• der Schul- und Qualitätsentwicklung;  
• der Entwicklung zur inklusiven Schule;  
• der Entwicklung und Durchführung von Maßnahmen

zum sozialen Miteinander in Schulklassen;  
• der Gewaltprävention, der Fort- und Ausbildung

schul interner Krisenteams und der Bewältigung von
Krisen im Schulalltag;  

• Maßnahmen zum Erhalt der Gesundheit von Lehrkräf-
ten sowie Schülerinnen und Schülern;  

• bei der Intervention, Moderation und Mediation bei
Konflikten;  

• der Einrichtung von Angeboten zur Einzel- und Team-
beratung von Lehrkräften, Supervision und Coaching;  

• der Entwicklung und Durchführung von Fortbildungen;  
• der Arbeit von Qualitätszirkeln und Gremien auf allen

Ebenen.“ 
Dazu gehören auch Weiterbildungsangebote für Leh -
rer*in nen an Schulen, die Ausbildung zu Beratungsleh-
rer*innen uvm. Darauf kommen wir noch im Einzelnen.
Dieser Überblick zeigt umfassende Probleme, Konflikte,
Störungen, die beim Aufeinandertreffen von Kindern
und ihren Eltern (und evtl. Geschwistern) in ihrer Indivi-
dualität mit dem Schulsystem, seinen Strukturen, seinen
geistigen und Verhaltens-Anforderungen, aber auch den
großen Gruppen von Mitschüler*innen als Arbeitsfeld
der Schulpsychologie auftreten können. 
Haben Sie den Eindruck, dass Ihr Studium Sie angemes-
sen auf diese Aufgaben vorbereitet hat oder würden Sie
heutigen Studierenden Ergänzungen im Studium oder
als berufliche Vorbereitung einen Wandel der Anforde-
rungen im Studium wünschen?
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A.B.: Das Studium der Psychologie bietet eine sehr gute
Basis im theoretischen Bereich, im analytischen Denken
und darin, an Fragestellungen wissenschaftlich heranzu-
gehen. Aber die konkrete praktische Umsetzung wird im
Studium nur teilweise vermittelt. Die oben beschriebe-
nen Anforderungen sind sehr breit: Die Einzelfallbera-
tung, das Vermitteln von Wissen in Schule, Coaching
und Supervision sowie die Schulentwicklungsbegleitung
– das alles sind sehr weite Gebiete, die im System Schule
zudem noch anders zu sehen sind als in der Wirtschaft.
Es ist daher nur folgerichtig, dass im Zuge der aktuellen
Neuaufstellung der Studiengänge noch intensivere An-
gebote bereitgestellt werden. Darüber hinaus gibt es
einen Masterstudiengang Schulpsychologie. 

W.W.: Wir haben es ja keineswegs nur mit den Folgen
der Pandemie zu tun. An Schulen findet – heute in vielen
Fällen vorbereitet durch Gruppenerfahrungen in Kinder-
tagesstätten – eine Begegnung zahlreicher Subkulturen
in unserer Gesellschaft untereinander und mit staatlich
genormten Erwartungen statt – eine Begegnung, die
über die allgemeine Schulpflicht bis in die 1920er Jahre
hochumstritten war – damals noch im Streit mit dem
Adel, der eine gemeinsame Unterrichtung seiner Kinder
mit bürgerlichen Kindern verhindern wollte. Solche
Konflikte, heute eher mit japanischen oder griechischen
Minderheiten, sind heute Randerscheinungen, die in-
zwischen gelöst scheinen. Angesichts der insbesondere
seit den 1960er Jahren schnell wachsenden Vielfalt in
unserer Gesellschaft stellt sich die grundlegende Frage,
ob dieses Aufeinandertreffen in unserer Gesellschaft
nicht konfliktärmer gestaltet werden könnte. Gemessen
an den vorstehenden Aufzählungen ist es offensichtlich
hoch problematisch, einen Grundkonsens des Zusam-
menlebens in unserer Gesellschaft bei der jeweils nächs -
ten Generation zu verankern. Sind Ihnen oder auch in
kollegialen Beratungen manchmal solche Überlegungen
auf Systemebene begegnet?

A.B.: Das begegnet uns natürlich, und es ist eines unse-
rer Aufgabengebiete, das soziale Miteinander in Schu-
len zu stärken. Wir bieten dazu Fortbildungen für Schu-
len und beraten Schulen dahin, was präventiv getan
werden kann, um das Schulklima zu stärken. Ein weite-
rer wichtiger Ansatzpunkt ist, die soziale Kompetenz
der Schülerinnen und Schüler u.a. in Schulen zu stär-
ken, um das Miteinander zu festigen. Es gibt dazu gute
Präventionskonzepte.

W.W.: Neben den Schulpsycholog*innen gibt es an den
Schulen auch die Schulsozialarbeiter*innen, die wichtige
sozialpädagogische Leistungen erbringen. Ein Überblick
über deren Aufgaben – zusätzlich zu denen der Schul -
psychologie – lässt (im Internet veröffentlicht) das ganze
Ausmaß an Konflikten ahnen, denen Schülerinnen und
Schüler in ihrer Lebenswelt ausgesetzt sind. Es gibt zwar
auch abstraktere und damit knappere Formulierungen,
aber diese nachfolgende Aufzählung lässt die Konflikt-
felder plastischer hervortreten:
• „Einzelfallberatung;  
• Beratung von Gruppen;  
• Elternberatung; 

• Netzwerkarbeit mit kommunalen Trägern der Jugend-
hilfe, Polizei, Therapeuten, Ärzten, medizinischen Ein-
richtungen etc.; 

• aufsuchende Sozialarbeit bei Schulangst, Schulmüdig-
keit oder anderen in der Person begründeten Hinder-
nissen am Schulbesuch; 

• Begleitung therapeutischer Maßnahmen zur Wieder-
aufnahme des Schulbesuchs in enger Zusammenarbeit
mit Therapeuten und Tageskliniken, insbesondere bei
besonderem Förderbedarf; 

• Präventionsarbeit (Drogenprävention, Gewaltpräventi-
on, Anti-Mobbing Kampagnen, Alkoholprävention etc.);  

• Lehrerberatung;  
• Sozialtrainings in den Jahrgangsstufen 5/6/7;  
• Ausbildung der Schülermediatoren und der Schülerpaten;  
• verhaltenstherapeutische Maßnahmen bei gewaltbe-

reiten, aggressiven oder auch ängstlichen und vermei-
denden Schülercharakteren;  

• Begleitung und Auswertung gruppendynamischer Pro-
zesse;  

• Mitarbeit bei der Einrichtung und Entwicklung von In-
klusion im Sekundarschulbereich;  

• Gesprächsführung Eltern/Lehrer/Schüler;  
• freizeitpädagogische Angebote wie Schulband, Fuß-

ballturniere, etc.; 
• Unterrichtsbegleitung im Teamteaching;  
• Berufvorbereitende Angebote für Kinder und Jugendli-

che aus der inklusiven Beschulung;  
• Begleitung Übergang Schule / Beruf.“5

Fast jedes Stichwort ist vertraut, aber in dieser Aufzäh-
lung zusammen gefasst, wird die ganze Wucht der Pro-
bleme erkennbar, die in diesem Feld besteht. Sind denn
genügend Stellen für Schulpsychologie und Schulsozial-
arbeit vorhanden? Auch wenn Sie keine Expertin für
Schulsozialarbeit sind: Werden Schulpsycholog*innen
und Schulsozialarbeiter*innen dann aufgesucht oder
sind sie schon am Unterricht beteiligt?

A.B.: Die Schulsozialarbeit ist in der Regel direkt an
Schule verortet, und das kann auch im Unterricht sein.
Die Schulsozialarbeit wurde in den letzten Jahren ausge-
baut, um niedrigschwellig an Schule Beratungsangebote
machen zu können. Schulsozialarbeit und Schulpsycho-
logie arbeiten eng zusammen. Stellt sich zum Beispiel
aufgrund einer bestimmten Konstellation heraus, dass es
sinnvoll ist, die schulpsychologische Expertise einzube-
ziehen, werden wir angefragt und arbeiten dann zusam-
men an einer Lösung. 

W.W.: Was können Sie selbst denn von den obigen Auf-
gabenfeldern angesichts deren Fülle innerhalb der Be-
zirksregierung bearbeiten? Vor Ort an den Schulen – also
von Ihnen entfernt – wird es vor allem Einzelfallbearbei-
tungen betreffen. Die können natürlicherweise fallweise
jeweils nur kleine Wirkungen entwickeln. Ich vermute,
im Unterschied dazu geht es in Ihrer Arbeit darum, aus
der Summe dieser Einzelfälle Initiativen zu entwickeln,
die Multiplikator-Wirkungen erzielen.

5 https://schulsozialarbeit.org/aufgaben/ – zusammengestellt von zwei
Schulen in NRW (etwas gekürzt).
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A.B.: So ist es. Genauer:  Die Schulpsychologie ver-
sucht über systemische Angebote den Anforderungen
gerecht zu werden, um Einzelfälle zu reduzieren. Dazu
zählen a) die Weiterbildung von Lehrkräften zu
Beratungs leh rer*in nen (worauf wir später zurückkom-
men) und b) das Video-Projekt mit Schülerinnen und
Schülern „‘Ohne Maske’ – Schüler, Betroffene, Schul -
psychologen u. Sozialarbeiter sprechen sich und alles
aus“. Abgekürzt wird diese Fortsetzungsserie auch als
Covid-Talk (Folge 1/2/3) bezeichnet, mit einer Dauer
von jeweils über einer Stunde. In der Folge zwei sind
Schul spre cher*in nen von sechs Schulen aus Ostwestfa-
len-Lippe mit einzelnen Schüler*innen sowie Schulso-
zialarbeitern, Schulpsychologinnen sowie mit mir im
Gespräch. Zwei Schulsprecher*innen moderieren die
Folge. Im Mittelpunkt steht, wie es den Schüler*innen
unter den Pandemiebedingungen geht, wie die Unter-
schiede aussehen, was sie am meisten bedrückt und
wodurch es ihnen bessergeht. Besprochen wird zusätz-
lich, wie weit die Unterschiede in den Arbeitsbedin-
gungen der Eltern zu unterschiedlichen Möglichkeiten
führen, die Schüler*innen zu unterstützen und als wie
hilfreich die Schüler*innen die Schule und das Engage-
ment der Lehrer*innen empfinden. In den Gesprächen
zeigt sich, dass Schü ler*in nen unter dem komprimier-
ten Stoffdruck leiden und Zukunftsängste erleben. Sie
schildern, unter COVID-Bedingungen in vier Monaten
zehn Klausuren schreiben zu müssen und durch solche
Ankündigungen unter Zwänge oder in Angst zu gera-
ten. In den Gesprächen zeigt sich aber auch, dass die
Schüler*innen der großen Mehrheit der Lehrer*innen
ein hervorragendes Zeugnis über deren Engagement
und Empathie ausstellen. Das persönliche Interesse der
Lehrer*innen und die deutlich spürbare Zuwendung
empfinden sie als wichtigste Unterstützung, die ihre Si-
tuation erleichtert.

W.W.: Ich konnte mir die Folge zwei ansehen und bin
sehr beeindruckt. Das Programm scheint mir schon vom
Ansatz her sehr gelungen: Eröffnet und moderiert von
Schulsprecher*innen, von denen viel Initiative ausgeht –
also in der Tendenz als Basisinitiative eher von unten
nach oben veranstaltet als umgekehrt, Expert*innen nur
als solche herangezogen und nicht als Veranstal ter*in -
nen und Träger*innen. Auch das bildet einen Beitrag
dazu, anfängliches Misstrauen abzubauen und das
Selbstvertrauen der Schüler*innen zu stärken. Beim
zweiten Gedanken wird allerdings klar, dass viel organi-
satorische und technische Vorbereitung vorausgegangen
ist – bis hin zur Ausarbeitung der Moderationsfragen,
die von Schüler*innen allein nicht geleistet werden
kann. Da hat hinter den Kulissen schon sehr viel Arbeit
stattgefunden, bevor die erste Sendung ausgestrahlt
werden konnte.

A.B.: Das ist richtig. Die Arbeit hat sich jedoch gelohnt.
Denn während des Covid-Talks kommen bei den teil-
nehmenden Schüler*innen wichtige Inhalte zum Vor-
schein. Besprochen wird z.B., wie sich Schüler*innen
fühlen, wenn sie längere Zeit im Distanz-Unterricht ler-
nen müssen. Besprochen wird auch, wohin sie sich ano-
nym bzw. an Personen mit Schweigepflicht wenden

können, wenn sie Schwierigkeiten haben. Hierbei eröff-
net der Covid-Talk selbst eine der Möglichkeiten. Dort
können anonym Fragen gestellt werden, die öffentlich
beantwortet werden. Viele Zuschauer*innen können
dann erkennen, dass sie ganz ähnliche Probleme wie
die Fragenden haben bzw. mit ihren Problemen nicht
allein sind. Die beteiligten Betreuer*innen sorgen durch
ihre Teilnahme an diesem Programm und ihre Re-
debeiträge dafür, dass Kontaktscheu abgebaut wird und
Vertrauen entsteht, sodass sie auch im Alltag aufge-
sucht werden. Sie zeigen, wie sie argumentieren und
wie hilfsbereit sie sind. Das Ganze ist eine Demonstrati-
on von Hilfemöglichkeiten über die unmittelbare Situa-
tion an ihrer eigenen Schule hinaus.

W.W.: Die Antworten der beteiligten Schüler*innen zei-
gen, dass Lehrer*innen vor allem über zwei Fähigkeiten
verfügen müssen: a) Empathie für die Schüler*innen und
b) die Überzeugung, dass Schule nicht nur Lernort, son-
dern auch ein Lebensort ist. Den Stoffkatalog zu schaf-
fen darf nicht das einzige oder absolut vordringliche Ziel
des Unterrichts sein, weil sich sonst bei den Schü ler*in -
nen der Eindruck verdichtet, dass die Schule ihnen ein
Stück ihres Lebens stiehlt (wie in dem Video zu hören
war). Dadurch wird eine stark destruktive Einstellung zu
Schule und Schulerfolg geweckt, die die Chance auf
Lern erfolg stark einschränkt. Dem muss frühzeitig ent-
gegengewirkt werden.

A.B.: Das versuchen wir auch in unseren Weiterbildun-
gen und Beratungen zu vermitteln. Es ist wichtig, sich
für das soziale Miteinander und ein gutes Schulklima
Zeit zu nehmen. Diese zeitliche Investition führt auf die
Dauer zu einer besseren Lern- und Leistungsbereit-
schaft.

W.W.: Um mich zu wiederholen: Die bisher erreichte
Entwicklungsstufe dieses komplexen Unternehmens ist
eindrucksvoll. Für die nächste Entwicklungsstufe sollten
auf Seiten der Expert*innen auch Fachlehrer*innen hin-
zugezogen werden. Sie sind zwar keine Expert*innen für
psychische Belastungen, wie aus der Schulpsychologie
und Schulsozialarbeit. Aber sie könnten über ihre Sicht
der Schule als einen Platz zwischen Lernort und Lebens -
ort berichten und welche Hindernisse es gibt. Dazu kann
ich das Beispiel einer Versuchsschule des Landes NRW
heranziehen: Die Laborschule in Bielefeld und ihre Leit -
idee: Sie will Lebensort sein; oberstes Ziel ist es, in den
Schüler*innen die Lust am Lernen zu wecken. Das ist so
erfolgreich, dass der Hausmeister die Schü ler*in nen um
17 Uhr aus dem Gebäude und nach Hause schicken
muss! Viele wollen gar nicht gehen! In der Atmosphäre
von Geselligkeit und Kooperation in ihrer Peer Group
sind sie vielfach besser aufgehoben als zuhause in be-
engten Wohnverhältnissen – dort den häuslichen Kon-
flikten von Eltern und Geschwistern ausgesetzt. Zur Er-
innerung: Der Aufnahmeschlüssel der Laborschule muss
die Bevölkerungszusammensetzung der Großstädte im
Ruhrgebiet spiegeln. Nur so sind ihre Ergebnisse als Ver-
suchsschule des Landes auf andere Schulen übertragbar.
Das Kultusministerium wollte von vornherein verhin-
dern, dass diese Schule die Eliteschule der Universitäts-
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mitglieder werden würde. Der Hauptakzent liegt nicht
auf dem Wissenserwerb, sondern auf Lernmotivation
und Lernstrategien. Und das Konzept geht auf. Eines von
Dutzenden Beispielen: Eine Laborschülerin, heute Psy-
chotherapeutin für Kinder und Jugendliche, setzte ihre
Schulzeit nach dem dortigen Abschluss (Klasse 10) an
einem Bielefelder Gymnasium fort, wurde dort wegen
ihrer Wissenslücken gehänselt („Du kommst ja von der
Doofenschule“), schimpfte auf die eigene Schule, wollte
es aber ihren Mitschüler*innen zeigen, wobei ihr ihre
Lernmotivation und Lernstrategien sehr halfen, machte
ein gutes Abitur und studierte später Psychologie. Ihre
eigene Tochter hat gerade die Laborschule abgeschlos-
sen, denn die Mutter hatte dann bald verstanden, wie-
viel diese Kombination aus Lernmotivation und Lern-
strategien sowie das Konzept des Lebensortes Schule
wert war. Nur sehr wenige Reformschulen in Deutsch-
land setzen das vergleichbar konsequent um.

A.B.: Das Video zu entwickeln ist so aufwändig, dass
dieses Projekt in Stufen angegangen werden musste. Es
sollte ja angesichts der Pandemie möglichst schnell ein-
gesetzt werden. Von den Hauptbelastungen her hatte es
erste Priorität, Schulpsycholog*innen und Schulsozialar-
beiter*innen zu beteiligen. Als nächste Stufe ist vorgese-
hen, Lehrkräfte mit ihrer Perspektive einzubeziehen. Das
ergab sich auch aus den Schilderungen des Schü ler*in -
nen. Dort sollen gute Beispiele für die Beziehung zwi-
schen Lernort und Lebensort (wie an ihrem Beispiel dar-
gestellt), vorgestellt werden und wie diese trotz enger
Rahmenbedingungen realisiert werden können. Zu-
kunftsideen für weitere Projekte in Schule zeichnen sich
schon ab. 

W.W.: Die Wirkung der Videobotschaft scheint mir vor
allem darin zu liegen, dass sich a)  Lehrer*innen weiter-
bilden – und das zeit- und ortsunabhängig, d.h. sie kön-
nen sich diesen „talk“ anschauen, wann und sooft sie
dazu kommen und wo sie sich auch immer befinden, b)
Schüler*innen sich davon überzeugen können, dass sie
mit ihren Wahrnehmungen von sich selbst und ihrer
Umgebung nicht allein stehen, diese Gefühle zu erleben
„normal“ ist und von vielen anderen ebenso empfun-
den wird und c) dass sie sich durch Kontaktaufnahme
Hilfe holen können, ohne Spott zu riskieren und sich
plötzlich außerhalb der Gruppe wiederzufinden und d)
dass Eltern auf der Suche nach Hilfe, nach Erklärungen
eine Menge Informationen vorfinden und selber durch
Fragen einholen können, die ihnen helfen, mit der Si-
tuation umzugehen.

A.B.: In erster Linie sollten die Schülerinnen und Schüler
die Gelegenheit bekommen, gehört zu werden. Denn in
dieser Gruppe machte sich das Gefühl breit mit den ei-
genen Bedürfnissen zur Bewältigung der Pandemie nicht
gesehen zu werden. Aber natürlich kann es einen positi-
ven Effekt auf Lehrkräfte haben, diese Wünsche zu
hören und in das Gespräch mit ihren Schülerinnen und
Schülern zu gehen. Für die Schüler*innen war es sehr
wichtig, das Gefühl zu transportieren, dass offen über
Probleme gesprochen werden sollte und dass es auch
andere gibt, denen es nicht gut geht. Die Botschaft, sich

Hilfe zu holen, war ebenfalls sehr wichtig. Das kommt
bei Schüler*innen vielleicht eher an, wenn sie es von
ihresgleichen hören.

W.W.: Sie hatten anfangs erwähnt, dass Sie auch Weiter-
bildungen zu Beratungslehrer*innen anbieten. Was ist das
Ziel und wie sehen solche Weiterbildungen aus? Haben
sie Ähnlichkeit mit dem Bielefelder Projekt STABIEL?

A.B.: Wir arbeiten in der Beratungslehrerfortbildung mit
den Dezernaten für Lehrerfortbildung der Bezirksregie-
rungen zusammen, die diese federführend leiten. Die
angehenden Beratungslehrkräfte durchlaufen ein
190stündiges Curriculum, in dem Themen wie die Ge-
sprächsführung oder die Entwicklung eines Beratungs-
konzeptes bearbeitet werden. Auch das Thema Psychi-
sche Erkrankungen – und wie Schule damit umgehen
kann – ist ein Thema. Präventionskonzepte wie zum Bei-
spiel das Bielefelder Projekt STABIEL werden vorgestellt,
um die Idee weiterzugeben, dass Prävention in diesem
Bereich eine große Rolle spielt.
Die Schulpsychologie bietet darüber hinaus Weiterbildun-
gen für die Schulen zu Themen wie Classroom Manage-
ment, Mobbing, Gewaltprävention, Gesprächsführung,
Kinderschutz an. Die Schulen sollen gestärkt werden, sich
selber zu helfen und Ideen zu entwickeln, wie sie syste-
matisch an bestimmte Probleme herangehen können. 

W.W.: Am Ende unseres Gesprächs wollen wir (so war es
vorbesprochen) als Bilanz Ihrer Erfahrungen in Stichwor-
ten zusammentragen, was in das Studium der Schulpsy-
chologie und in das Lehramtsstudium und Referendariat
aufgenommen werden sollte, damit die Absolvent*innen
noch kompetenter arbeiten können und die Leh rer*in -
nen an Schulen sich manchen Erscheinungen gegenüber
nicht so oft hilflos fühlen und tatkräftig helfen können
(auch ohne Therapeut*innen zu sein). 

A.B.: Die Beratungslehrerfortbildung und ihre Inhalte
(wie oben beschrieben) beinhalten wesentliche Punkte,
die Lehrkräfte in ihrer Arbeit unterstützen und die be-
reits während des Lehramtsstudiums aufgegriffen wer-
den könnten. Dazu gehören u.a. die Gesprächsführung
mit Schülerinnen und Schülern sowie Eltern – also zu ler-
nen, wie in Konflikten reagiert werden kann – aber auch
ein Grundwissen im Umgang mit Schülerinnen und
Schülern, die Schwierigkeiten haben. Hilfreich wäre
auch, eine Idee davon zu bekommen, wann Hilfe geholt
werden muss, oder wie man sich abgrenzt lässt und
nicht versucht, alles selber zu schaffen. Ein weiterer ganz
wesentlicher Punkt wäre zu lernen, wie präventiv gear-
beitet werden kann, um Schwierigkeiten von vornherein
entgegen zu wirken.
Für das Studium der Schulpsychologie hingegen scheint
es mir ganz wesentlich zu sein, das Wissen über Schule
und die Begleitung von schulischen Organisationen zu
vertiefen. Dazu gehören die vertiefende praktische Ex-
pertise in der Begleitung von Einzelfällen oder die Bera-
tung in Schule genauso wie die Entwicklung von syste-
mischen Angeboten (z.B. Weiterbildung, Schulentwick-
lungsprozessen) und die Vermittlung von präventiven
Konzepten für Schule.



109HSW 4/2022

Bestellung – E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

R
ei

h
e:

 H
o

ch
sc

h
u

lw
es

en
: 

W
is

se
n

sc
h

af
t 

u
n

d
 P

ra
xi

s

Im UVW erhältlich:

Reformprozesse im Hochschulrecht und Hochschulstruk-
turen, der Bologna-Prozess und seine Umstrukturierun-
gen der Studienstruktur, (externe) Qualitätssicherung –
mit der Hochschulreform ging eine weitreichende Verän-
derung einher, ein Feld, das durch politische und Macht-
prozesse gekennzeichnet ist.

Hauptaugenmerk der qualitativen Studie liegt auf der
Qualitätssicherung in der Lehrerbildung nach der baden-
württembergischen Strukturreform mit dem Erkenntnisin-
teresse, wie die Anforderungen an Studium und Prüfung
zwischen Hochschulen und Ministerien moderiert und
wie sie in Governancestrukturen an Hochschulen umge-
setzt werden. Welche Maßnahmen im Bereich der Qua-
litätssicherung von den Hochschulen wurden umgesetzt,
um die politisch vorgegebenen Ziele zu erreichen? Wel-
che Veränderungen haben stattgefunden?

Ausgehend von einem kursorischen Überblick über die
Entwicklung und insbesondere auch der jüngsten Verän-
derungen im Rahmen der Reform der Lehrerbildung wer-
den die in der Reform der Lehrerbildung manifestierten
Veränderungen, die Veränderungen des spezifischen Or-
ganisationstypus Hochschule auf institutioneller Ebene, in
den Blick genommen. Durch die Verlagerung der Prü-
fungshoheit von staatlicher auf die hochschulische Ebene
– ein deutliches Signal für eine gestärkte Autonomie der
lehrerbildenden Hochschulen – geht gleichermaßen die

Verantwortlichkeit für die Qualitätssicherung der Lehramtsstudiengänge einer. Doch die Vielfalt der qua-
litätszusichernden Inhalte und Prozesse erfordert in der Praxis besondere Methoden und Verfahren, die
quasi von außen angelegt werden müssen, um zu geeigneten Urteilen und Verfahren einer Qualitätssiche-
rung auf der organisationalen Ebene einer Hochschule zu kommen. Diejenigen, die das tun, müssen dafür
befähigt und legitimiert sein. Damit bekommt das Vorhaben des Qualitätsmanagements im Tertiären Sek-
tor unter anderem auch macht- und steuerungspolitische Dimensionen, hier Governance genannt, die
natürlich Berührungspunkte mit der Forschungs- und Wissenschaftspolitik haben.

Aletta F. Hinsken

Qualitätssicherung und Governance in der Lehrerbildung
Eine Bestandsaufnahme nach der Reform in Baden-Württemberg

ISBN 978-3-946017-13-4, Bielefeld 2018, 80 Seiten, 18.95 Euro zzgl. Versand

HSW-Gespräch mit Alexandra Berglez über Prophylaxe und schnelle Hilfen gegen psychische ...HSW

W.W.: Wenn ich mir unseren Gesprächsverlauf nochmal
Revue passieren lasse, dann haben wir es offensichtlich
mit der puren Zukunftsvorsorge für unsere Gesellschaft
zu tun. Und diese Vorsorge für unser friedliches und
konstruktives Zusammenleben ist von zahlreichen Rah-
menbedingungen her derartig defizitär, dass einem vor
der Zukunft nur bange werden kann. Angefangen bei
einer angemessenen Zahl von Kita-Plätzen, weil sonst

den Kindern zentrale soziale Erfahrungen und Fähigkei-
ten fehlen. Hier muss dringend nachgebessert werden.
Die Lösungskonzepte sind da, aber es fehlt an der erfor-
derlichen Zahl der Menschen, die die Konzepte umset-
zen könnten.

Frau Berglez, ich danke Ihnen für dieses informative und
aufklärende Gespräch!
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Nachdem in den letzten Monaten mehrere Berufsverbän-
de der Psychotherapeuten und der Kinderärzte sich zur
psychischen Gesundheit der Kinder und Jugendlichen in
Deutschland geäußert und dies mit berufspolitischen
Schlussfolgerungen verbunden haben (worauf in dieser
HSW-Ausgabe weiter eingegangen wird), würde ich
gerne auf den M.Sc-Studiengang „Psychologie mit
Schwerpunkt Klinische Psychologie und Psychotherapie“
und seine Grundlage im polyvalenten B.Sc-Studiengang
„Psychologie“ eingehen – in einer eher berufspolitischen
Perspektive. Erwähnt werden muss dabei auch, dass eine
psychotherapeutische Behandlung erst am Ende einer
Entwicklungskette stehen sollte, in die viel früher pro-
phylaktisch durch Elternhaus und Schule eingewirkt wer-
den müsste. Aber von den Krisen auslösenden Ereignis-
sen auf der Welt, im eigenen Umfeld (Schule, Studium,
Sport) und eigener Familie abgesehen, deren Kette gar
nicht abreißen will, müssten a) auch Eltern erst einmal in
der Lage und bereit sein, ihre Rolle entsprechend wahr-
zunehmen (und dazu in geeigneter Weise aufgeklärt wer-
den) und b) die Lehrer*innen bereit und so weit entspre-
chend als Beratungslehrer*innen ausgebildet sein, dass
sie im Unterricht oder in eigenen Projekten prophylak-
tisch auf die Kinder und Jugendlichen eingehen können,
um Fehldeutungen und Ängsten ein Stück weit entgegen
zu wirken.3 In den psychotherapeutischen Praxen sollten
dann nur die schweren Erkrankungen behandelt werden
müssen. Die Wirklichkeit sieht anders aus, aber in dieser
Richtung muss etwas geschehen. Hier soll erst einmal auf
den M.Sc-Studiengang zur Approbation in Psychothera-
pie eingegangen werden.

Wolff-Dietrich Webler (W.W.): Liebe Frau Exner, vorü-
bergehende psychische Erkrankungen bis hin zur dauer-
haften Berufsunfähigkeit nehmen immer mehr zu. Psy-
chische Erkrankungen haben 45% aller Fälle von Berufs -
unfähigkeit erreicht, wie die Debeka gerade mitgeteilt
hat. Eine alarmierende Entwicklung! Gibt es wissen-
schaftliche Erklärungen der Ursachen? Ist es ein Rück-
gang der Resilienz oder eine Steigerung belastender Er-
eignisse, der gegenüber insbesondere jüngere Men-

schen nicht ausreichend geschützt sind, die – verglichen
mit früheren Generationen – in vergleichsweise krisenar-
men Zeiten aufgewachsen sind?

Cornelia Exner (C.E.): Ich wäre zunächst vorsichtiger mit
der Feststellung, dass psychische Erkrankungen generell
zunehmen. Die repräsentativen epidemiologischen Stu-
dien der letzten Jahre (allerdings noch vor der Corona-
Krise) bieten dafür keine Hinweise. Was eindeutig zuge-
nommen hat, ist die Bereitschaft von Menschen, über
psychische Probleme zu sprechen und dafür professionel-
le Hilfe in Anspruch zu nehmen. Es ist, zumindest teil-
weise, auf diese Entstigmatisierung zurückzuführen, dass
psychische Erkrankungen als Gründe für Arbeitsunfähig-
keit und Berufsunfähigkeit auch häufiger auftauchen.
Wie sich das durch und nach der Corona-Pandemie ent-
wickelt, können wir noch nicht sagen. Psychische Be-
schwerden (depressive oder ängstliche Symptome) wer-
den häufiger berichtet, insbesondere von jungen Erwach-
senen oder Personen über 65 Jahre, aber ob das vorüber-
gehende Phänomene sind oder ob dann wirklich be-
handlungsbedürftige psychische Störungen zunehmen,
können nur epidemiologische Studien zeigen.

W.W.: Zu den Zahlen liegen neue Erhebungen der DAK
für die Jahre 2018 bis 2021 vor, die die Dringlichkeit un-
terstreichen.4 Ein erster Zahlenüberblick  ergibt: +54%
mehr neu diagnostizierte Essstörungen bei Mädchen
(15-17 Jahre); +23% mehr neu diagnostizierte Depres-

HSW-Gespräch

zwischen Prof’in Dr. Cornelia Exner1, 
und Prof. Dr. Wolff-Dietrich Webler2

über den Studiengang M.Sc. Psychologie
mit Schwerpunkt Klinische Psychologie und Psychotherapie

Wolff-Dietrich 
WeblerCornelia Exner

1 Professorin für Klinische Psychologie und Psychotherapie sowie Leiterin
der Psychotherapeutischen Hochschulambulanz an der Universität Leipzig

2 Hochschulforscher, Leiter des Instituts für Wissenschafts- und Bildungsfor-
schung Bielefeld

3 Vgl. den Artikel zum Bielefelder STABIEL-Projekt in dieser Ausgabe.
4 https://www.dak.de/dak/gesundheit/kinder--und-jugendreport-2022-

2571000.html#/ Der Kinder- und Jugendreport 2022 hat als Datengrund-
lage anonymisierte Abrechnungsdaten von rund 800.000 Kindern und Ju-
gendlichen im Alter bis 17 Jahren, die bei der DAK-Gesundheit versichert
sind. Der Report basiert damit auf Daten von 5,7% aller Kinder und Ju-
gendlichen in der Bundesrepublik. Je nach Bundesland können über 10%
aller dort lebenden Kinder abgebildet werden. Analysiert wurden die Jahre
2018 bis 2021.



111HSW 4/2022

HSW-Gespräch mit Cornelia Exner über den Studiengang M.Sc. Psychologie HSW

sionen bei Mädchen (10-14 Jahre); +24% mehr neu dia-
gnostizierte Angststörungen bei Mädchen (15-17 Jahre);
+15% mehr neu diagnostizierte Adipositas-Fälle bei Jun-
gen (15-17 Jahre).
In der Vergangenheit bestand der Weg zum Beruf
der/des Psychologischen Psychotherapeut*in – soweit
ich es kenne – in einem Psychologie-Studium und an -
schlie ßend einer Ausbildung zur Psychotherapeut*in in
privaten Instituten, die um Praxen für Psychotherapie
herum entstanden waren. Die Ausbildung galt als gut,
aber durch nicht unerhebliche Teilnahmegebühren war
die Ausbildung relativ teuer. Dadurch  gab es möglicher-
weise zu wenig Ausbildungsplätze und vielleicht auch zu
wenig Psychotherapeut*innen. War das der Grund,
warum sich Universitäten in Deutschland entschlossen
haben, die Ausbildung aus diesem privaten Sektor her-
auszuholen und in einem Studiengang anzubieten?

C.E.: Es gab und gibt in Deutschland nicht zu wenige
Psychotherapeut*innen. Es gibt zu wenige „Kassensit-
ze“ und daher entspricht die Anzahl und geographische
Verteilung der Vertragspsychotherapeut*innen, die also
die Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen be-
handeln, nicht der Häufigkeit psychischer Störungen
und der Nachfrage nach psychotherapeutischer Be-
handlung. Aber Sie haben völlig recht damit, dass die
bisherige postgraduale Psychotherapieausbildung, die
in Teilen privat finanziert wurde und wird, von der Pro-
fession als reformbedürftig angesehen wurde. Dabei
ging es nicht um die (allgemein als sehr gut einge-
schätzte) Qualität, sondern um die prekären Rahmen-
bedingungen für die Teilnehmenden. Der Gesetzgeber
wollte diese Reform aber auch mit ordnungspolitischen
Anliegen verbinden und strebte hier eine Vereinheitli-
chung der Ausbildungswege aller akademischen Heilbe-
rufe an. Psychotherapeut*innen sollen also, wie auch
Ärzte und Ärztinnen oder Apotheker*innen gleich am
Ende des Studiums eine heilkundliche Berufszulassung
(Approbation) erhalten, auf der dann eine Weiterbil-
dung aufbaut. Sowohl Vertreter des Berufsstandes in
den Kammern als auch wir in Forschung und Lehre an
den Universitäten tätigen Psychotherapeut*innen
haben dieses Reformanliegen nach einigem Ringen als
Chance für die Weiterentwicklung der Psychotherapie
in Wissenschaft und Praxis begriffen und unterstützt.
Das Studium zur Approbation in Psychotherapie an den
Universitäten bietet die Chance, zukünftige Psychothe-
rapeut*innen in enger Verzahnung von wissenschaftli-
cher Fundierung und praktischem Fertigkeitserwerb
auszubilden. 

W.W.: Wie eingangs schon betont, sollte eine psycho-
therapeutische Behandlung erst am Ende einer anfangs
normalen Belastungs- und dann Störungskette stehen,
in die viel früher prophylaktisch durch Elternhaus und
Schule eingewirkt werden müsste. Aber das ist Wunsch-
denken, solange es an Bereitschaft und Vorbereitung bei
allzu vielen Eltern, aber auch bei Lehrer*innen fehlt.
Darauf kommen wir am Ende des Gesprächs nochmal
zurück. Die Praxen der Psychotherapeut*innen jeden-
falls sind voll, selbst für dringende Fälle entstehen un-
vertretbar lange Wartezeiten. Wo kommt der Engpass in

der Behandlungskapazität her? Werden zu wenige Psy-
chotherapeut*innen ausgebildet? Oder bekommen zu
wenige eine Zulassung? Liegt es dann letztlich an einer
ungenügenden Zahl von Kassensitzen? Das wäre dann ja
eher ein gesundheitspolitischer Engpass! 

C.E.: Der Bedarf an Therapeuten (v.a. im Bereich der
Kinder und Jugendlichen) ist unstrittig. Die oft gefor-
derte Bereitstellung von Studienplätzen ist aber nur
eine Teillösung, weil es letztlich an der Zahl der Kas-
sensitze hängt. In den letzten Jahren hat eine jährlich
wachsende Zahl (inzwischen über >3.000/Jahr) ihre
Approbation als Psychologische Psycho thera -
peut*innen oder Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeut*innen erhalten. Diese können aber nur bedingt
zur dringend notwendigen Versorgung beitragen, weil
es letztlich zu wenige Kassensitze gibt. Hier mangelt es
an einer korrekten Bedarfsplanung, die die Häufigkeit
psychischer Störungen und die wachsende Bereit-
schaft, Psychotherapie bei Bedarf auch in Anspruch zu
nehmen, berücksichtigt. Für die psychotherapeutische
Versorgung von Kindern und Jugendlichen bestehen
außerdem zusätzliche organisatorische Probleme. Psy-
chisch beeinträchtigte Kinder- und Jugendliche und
ihre Eltern brauchen therapeutische Unterstützung zu
anderen Zeiten und in anderen Kontexten, als eine Ein-
zelbehandlung in Einzelpraxis (am Vormittag oder
frühen Nachmittag) anbieten kann. Insbesondere für
diese Klientel, aber auch für Erwachsene mit wieder-
kehrenden oder chronischen psychischen Beeinträchti-
gungen, die auch die Arbeitsfähigkeit und die Lebens-
führung beeinträchtigen, brauchen wir zukünftig mehr
aufeinander abgestimmt, interdisziplinäre Behand-
lungsangebote.

W.W.: Die traditionell getrennten Teile aus Studium und
Ausbildung haben schon in der Vergangenheit signali-
siert, dass es nicht durchgängig ein Studium sein konn-
te. Früher hatte die Ausbildung sehr praktische Teile.
Wie ist dieser Anwendungsbezug bewahrt worden?

C.E.: Die bisherige postgraduale Psychotherapieausbil-
dung von Psychologischen Psychotherapeut*innen (alle
Altersgruppen, aber Fokus Erwachsene) oder Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeut*innen hat zwei Qua-
lifizierungsziele verfolgt: den Erwerb einer heilkundli-
chen Berufszulassung zur Ausübung von Psychotherapie
(Approbation) und die vertiefte Ausbildung in einem
psychotherapeutischen Verfahren und für ein bestimm-
tes Altersgebiet (Fachkunde). In das neue Studium zur
Approbation in Psychotherapie wurden die theoreti-
schen und praktischen Teile integriert, die für die Ertei-
lung einer Berufszulassung erforderlich sind, welche
jetzt durch eine staatliche Prüfung sofort nach Abschluss
des Masterstudiums erworben werden kann. Die theo-
retische und praktische Weiterbildung zum/zur Fach -
psychotherapeut*in findet vergleichbar zur Facharztwei-
terbildung der Ärztinnen und Ärzte dann berufsbeglei-
tend nach der Approbation statt. Die Inhalte der bishe-
rigen postgradulen Ausbildung finden sich also nun teil-
weise im Studium und teilweise in der Weiterbildung
wieder.
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W.W.: Haben die Praxisanteile den gleichen Umfang wie
bisher und wie ist das dann zeitlich in ein Bachelor- oder
Master-Studium integrierbar?

C.E.: Insgesamt schon, mindestens, aber wie gesagt, ein
Teil der bisherigen postgradualen Ausbildung ist nun in
eine berufsbegleitende Weiterbildung integriert. Aber
auch das vorangehende Studium zur Approbation in
Psychotherapie hat insbesondere im Masterabschnitt
deutlich höhere und spezifischer Praxisanteile erhalten.
Diese sind in das Studium als praxisbezogene Lehrveran-
staltungen und als externe Praktika in klinischen Einrich-
tungen integriert. Für die Umsetzung der praxisbezoge-
nen Lehrveranstaltungen spielen die psychologischen
Hochschulambulanzen für Forschung und Lehre eine
große Rolle, die an allen psychologischen Instituten die
die neuen Studiengänge anbieten, vorhanden sind. Die
Studierenden werden schrittweise in die Behandlung
von Patient*innen dieser Ambulanzen einbezogen. Das
ist eine sehr herausfordernde, aber auch belohnende
neue Aufgabe, die neue Lehrformate, aber auch neue
Tätigkeitsprofile für Lehrende (mit zugleich klinischen
Aufgaben in den Ambulanzen) erforderlich macht.

W.W.: Nun unterscheidet sich diese Ausbildung in ihren
Inhalten vermutlich deutlich von der Psychologie als
Wissenschaftsdisziplin. Deren generalistisches Studium
bot zwar eine gute und breite Grundlage, aber für das
neue Ausbildungsziel mussten – wie ich es verstanden
habe – viele Inhalte des Psychologie-Studiums aufgege-
ben werden, um Platz für neue Inhalte und für prakti-
sche Bezüge zu bekommen. Damit driften die beiden
Studiengänge weiter auseinander. Wie sieht das Bache-
lor-Studium in Umrissen denn aus?

C.E.: Das war die große Befürchtung gewesen, die wir als
Fachvertreter sowohl der Klinischen Psychologie aber
auch anderer Disziplinen der Psychologie während des
Gesetzesnovellierungprozesses gehegt haben. Aber
letztlich ist es recht gut gelungen, mit den neuen Studi-
engängen beide Anforderungen, die wissenschaftliche
Fundierung in der Psychologie und die Befähigung zur
praktischen heilkundlichen Berufsausübung zu vereinen.
Da sind wir – ehrlich gesagt – als Fach ein bißchen stolz
drauf. Im Bachelorstudium werden die wissensschaftli-
chen Grundlagen- und Methodenfächer der Psychologie
in ungefähr gleichem Umfang gelehrt wie vor der Re-
form. Das hat eine Umfrage des Fakultätentags Psycho-
logie kürzlich gezeigt. Auch bekommen alle Studieren-
den einen Einblick in die wichtigsten Anwendungsfelder
der Psychologie. Der Anteil der Ausbildung im Anwen-
dungsfach Klinische Psychologie und Psychotherapie
und der klinisch ausgerichteten Praktika ist natürlich
größer geworden. Aber der Bachelor ist an nahezu allen
Standorten noch immer ein polyvalenter Bachelor der
Psychologie, der für eine Vertiefung in allen Forschungs-
oder Anwendungsfeldern der Psychologie qualifiziert.
Im Masterstudiengang Psychologie mit klinischem
Schwerpunkt findet dann natürlich entsprechend der
Approbationsordnung eine vertiefte und verstärke Ver-
mittlung der Kenntnisse, Fertigkeiten und Haltungen
statt, die für den Psychotherapeut*innen-Beruf erforder-

lich sind. Wir legen als Fach aber Wert darauf, dass (zu-
mindest an den staatlichen Unversitäten) auch dieser
Schwerpunkt-Studiengang ein Studiengang der Psycho-
logie ist, der neben den klinischen Inhalten auch eine
Vertiefung der grundlagenwissenschaftlichen und me-
thodischen Kenntnisse und Fertigkeiten der Studieren-
den ermöglich. 

W.W.: Das Arbeitsfeld Psychotherapie ist ein sehr attrak-
tives Arbeitsfeld. Wie gehen Sie damit um, dass vermut-
lich viele Studierende diesen Zweig wählen wollen, aber
dafür nicht genug Studienplätze existieren. Zusätzlich
stellt sich die Frage, wie und ob überhaupt noch inter-
nationale Bewerbungen berücksichtigt werden können.

C.E.: Ja, das verschärft aber nur ein Problem, mit dem wir
in der Psychologie ohnehin in hohem Ausmaß zu kämp-
fen haben. Schon zu Beginn des Studiums übersteigt die
Anzahl der Bewerbungen bei weitem die Zahl der vor-
handenen Studienplätze. Von den erfolgreichen Absol-
vent*innen universitärer B.Sc.-Psychologie-Studiengänge
erhielten dann auch bisher nicht alle einen Masterstudi-
enplatz an einer staatlichen Universität, denn zu den
deutschen Uniabsolvent*innen gesellen sich viele (häufig
deutsche) Bewerber*innen aus dem Ausland und Absol-
vent*innen privater Hochschulen. Das erzeugte auch bis-
her schon Druck im Bachelorstudiengang und der wird
erhalten bleiben oder sich verstärken. Wir drängen mit
unseren Fachverbänden bei der Politik seit Jahren darauf,
dass die Zahl der Masterstudienplätze in etwa der der
Bachelorstudienplätze entsprechen sollte, denn der Mas -
terabschluss ist der berufsqualifizierende Regelabschluss
für alle Anwendungsfelder der Psychologie. Für die Mas -
terstudienplätze, die zur Approbation in Psychotherapie
qualifizieren sollen, sieht es bisher so aus, dass die Län-
der ihre Verantwortung hier wahrnehmen und eine den
Bedarfsberechnungen entsprechende Zahl von klinischen
Masterstudienplätzen an staatlichen Universitäten finan-
zieren (ca. 2.500). Das entspricht etwa der Hälfte der bis-
herigen Masterstudienplätze Psychologie und liegt damit
nur wenig unter der derzeitigen (hohen) Zahl der jährli-
chen Approbationen. Hinzu kommen aber noch viele ge-
plante klinische Studienplätze an privaten Universitäten,
so dass wir eher einer „Überproduktion“ entgegen sehen.
Die nächste Baustelle ist daher eher die Finanzierung
einer ausreichenden Anzahl von fachpsychotherapeuti-
schen Weiterbildungsstellen, die im stationären wie am-
bulanten Teil noch weitgehend offen ist und die Erfolge
der Reform zu gefährden droht.
Was Bewerbungen aus dem Ausland auf Masterstudien-
plätze angeht, so sind auch bisher die meisten Bewer-
ber*innen deutsche Staatsbürger gewesen, die im Aus-
land (häufig Österreich oder in den Niederlanden) ihre
Bachelorabschlüsse erlangt hatten und zurückkehren
wollten. Die Approbationsordnung gestattet es grund -
sätzlich, auch Absolventen gleichwertiger Studiengänge
zuzulassen, aber die Differenzen sind da sicher größer als
bisher. In wieweit die Studienordnungen in anderen Län-
dern an die deutschen Vorgaben angepasst werden, wird
man sehen. In Österreich, wo sehr viele Deutsche studie-
ren, scheint es da eine gewisse Entwicklung zu geben.
Aber ja, zwischen Internationalisierung und hochgradiger
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qualitätssichernder Regulierung von Gesundheitsberufen
besteht sicher ein gewissen Zielkonflikt.

W.W.: Mir geht es immer wieder darum, dass die Studie-
renden schon im Bachelorstudium verstehen lernen, wel-
che Merkmale ein wissenschaftliches Studium ausma-
chen. Dazu gehört auch bei der Kombination von Wis-
sensbestandteilen mehrerer Teildisziplinen nicht nur, wie
gesicherte Erkenntnisse gewonnen werden und welche
Merkmale dafür erfüllt sein müssen, sondern umfassen-
der – worin eine Wissenschaftsdisziplin besteht, wie sie
aufgebaut ist und worin ihre Stärken liegen. Insbesonde-
re bei interdisziplinären Ansätzen (die zur Untersuchung
der Realität unverzichtbar sind) ist diese Klarheit not-
wendig. – Und was wird im Masterstudium noch weiter
für den Abschluss in Richtung Psychotherapie studiert?

C.E.: Psychotherapeut*innen werden in einem akademi-
schen Heilberuf ausgebildet. Das erfordert Rahmenbe-
dingungen und Inhalte, die dem Anspruch der Trias von
Forschung, Lehre und Patient*innenbehandlung gerecht
werden. Die Approbationsordnung sieht im Masterstu-
diengang explizit eine weitere wissenschaftliche und
methodische Vertiefung vor. Das erfolgt an den meisten
Standorten sogar über die Anforderungen der Approba-
tionsordnung hinaus und in dem Umfang, wie es auch in
bisheriger Masterstudiengänge für Psychologie oder in
neuen psychologischen Masterstudiengängen mit ande-
ren nicht-klinischen Schwerpunktsetzungen mindestens
üblich ist. Auch ein forschungsorientiertes Praktikum
und eine wissenschaftliche Abschlussarbeit gehören
selbstverständlich zum klinischen Masterstudium dazu.
Und auch in eher praxisbezogenen Lehrveranstaltungen
wird der Anspruch verfolgt; Diagnostik und Behandlung
aufbauend auf „wissenschaftlich fundierten Kenntnissen
zu psychischen Funktionen, Störungen und diagnosti-
schen Grundlagen“ vorzunehmen (siehe z.B. §18
PsychThApprO). 

W.W.: Das klingt zumindest vom Konzept her überzeu-
gend – wenn es denn auch so umgesetzt wird. Aber das
müsste über die Akkreditierung der Studiengänge ja ge-
sichert sein.

C.E.: Die Studiengangsreform in der Psychologie hat
noch weitere gute Seiten: Weil nach dem Masterab-
schluss zugleich die staatliche Prüfung zur Approbation
in Psychotherapie abgelegt werden kann, wird die
anschließende Therapie"ausbildung" zu einer fachpsy-
chotherapeutischen  Weiterbildung, d.h. Absolvent*in -

nen müssen für ihre berufspraktische Tätigkeit von An-
fang an (wie Ärzte während der Facharztausbildung)
ordnungsgemäß bezahlt werden. Leider hat es der Ge-
setzgeber bisher versäumt festzulegen, woher diese Mit-
tel kommen sollen.

W.W.: Mit der Einführung spezieller Lehrinhalte mussten
auch spezifische Professuren geschaffen werden. Wird
das als Erweiterung und Bestandteil des Faches Psycho-
logie verstanden oder besteht nicht die Gefahr einer
Spaltung der Disziplin?

C.E.: Auch hier gab es vor und während der Reform
große Ängste im Fach. Da aber – soweit mir bekannt ist
– in allen Bundesländern jetzt eine weitgehend aus-
kömmliche Finanzierung der Mehrkosten für die neuen
Studiengänge zur Approbation erfolgt oder zugesagt ist,
werden neue Professuren und Mitarbeiterstellen aus
diesen Mitteln eingerichtet. Von dieser Ausweitung und
Aufwertung von Karrierechancen profitiert letztlich die
gesamte Psychologie.

W.W.: Wir sprachen eingangs davon, dass der Bedarf an
Therapien für Jugendliche und Studierende durch geziel-
te Prävention gesenkt werden muss. Faktisch wurde mit
der jüngsten Reform des achten Sozialgesetzbuches der
Präventionsgedanke zwar ein Stück weit gestärkt, aber
noch immer sind z.B. die einzelnen Schulpsycho log*in -
nen für allzu viele Schulen zuständig und müssen Bera-
tungsstellen in kirchlicher Trägerschaft vermehrt
schließen. Kürzlich hat der SPIEGEL darauf aufmerksam
gemacht, inwiefern auch der eigentlich sinnvolle Geld-
fluss an Brennpunktschulen zu hinterfragen ist. Bei einer
näheren Befassung mit der Inklusionsforschung im Rah-
men der Sonderpädagogik wird schnell klar, wie viele
Versäumnisse und Blockaden gerade in der Elternarbeit
es gibt. Allein in diesem Thema würde es sich lohnen,
die Rolle verschiedener Akteure näher zu beleuchten ...
Das ist uns aber an dieser Stelle nicht möglich.
Festzuhalten bleibt, dass mit dem Aufbau von Studi-
engängen zur Approbation in  Psychotherapie an den
Universitäten die Ausbildung für dieses Berufsfeld in das
öffentlich finanzierte Bildungssystem teilweise über-
nommen wurde. (Die Finanzierung der Weiterbildung ist
noch unklar.) Das bedeutet nicht nur Anerkennung als
„dazugehörig“, sondern auch eine besondere Anerken-
nung der Relevanz einer qualitativ gesicherten Berufs-
ausübung in diesem Feld.

Frau Exner, ich danke Ihnen sehr für das Gespräch!
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Die psychische Belastung der Schüler*innen nimmt
schnell und äußerst beunruhigend zu. Drei Dimensionen
fallen bei den Belastungen besonders auf: a) Angst ein-
flößende Weltereignisse, b) das Verhältnis zu den eige-
nen Eltern und weiteren Familienmitgliedern sowie c)
die persönliche Entwicklung mit der Bewältigung des
Alltags. Zu a) Hier werden  Weltereignisse verfolgt, ver-
bunden mit der immer bedrohlicher wirkenden Anhäu-
fung von Gefahren großen Ausmaßes. Schwere Unwet-
ter, Überschwemmungen, große Waldbrände und Zer-
störungen in vielen Gegenden der Welt, begleitet von
Kommentaren, wie „noch nie dagewesen!“, Fernsehbil-
der vom Abschmelzen der Polkappen, das Stichwort
„Anstieg des Meeresspiegels“ mit dem Untergang min-
destens von Inseln, wie in der Südsee begonnen, der
Ukraine-Krieg mit der Gefahr der Ausdehnung nach
Rest-Europa – angedroht sogar als Atomkrieg, dann mit
absehbar tausenden Toten, die Energie-Krise mit exis -
tenzgefährdenden Preissteigerungen, die – so kann sich
ausgemalt werden, Wohnen und Leben unbezahlbar zu
machen drohen – und eine Wirtschaftskrise mit Rezessi-
on und Inflation, die möglicherweise sogar die Arbeits-
plätze der eigenen Eltern gefährdet, ist für eine Genera-
tion, die nichts davon bisher real erlebt hat, psychisch
äußerst belastend, für manche sogar lähmend. Da weder
die Wahrscheinlichkeit des Eintretens der Krisen, noch
ihr Ausmaß von ihnen auch nur annähernd eingeschätzt
werden können, sind die Kinder und Jugendlichen Unsi-
cherheiten ausgesetzt, die zu Angststörungen und mehr
– bis hin zum Suizid führen können. Ihnen stehen zur
Einschätzung der Gefahren deutlich weniger Hilfen zur
Verfügung als Erwachsenen. Zu b) dem Verhältnis zu den
eigenen Eltern und weiteren Familienmitgliedern: Nicht
selten entwickeln die heranwachsenden Kinder als
nächste Generation andere Lebensperspektiven, Vorbil-
der und Wertvorstellungen als die Eltern. Das führt zu
Konflikten – insbesondere in der Pubertät. Wenn dann
auch noch Geschwister ebenfalls mit anderen Zielen und
Wertvorstellungen dazu kommen – vielleicht noch ver-
bunden mit geschwisterlichen Machtkonstellationen
und besonders zugespitzt mit kulturellen Konflikten bei
Familien mit Migrationshintergrund aus Kulturen, in
denen Geschlechterrollen deutlich anders verteilt sind
als in Deutschland, können die konflikthaften Domi -
nanz ansprüche sehr belastend sein – besonders für
junge Frauen. Und da auch noch jede dritte Ehe in
Deutschland geschieden wird, ist das Kind bzw. sind die
Kinder schon im Vorfeld, also vor der Trennung mit den
Konflikten zwischen den Eltern belastet – insbesondere
wenn die Partner versuchen, die Kinder als Teil der Kon-
fliktparteien auf ihre Seite zu ziehen. Die Kinder wollen
das häufig nicht und leiden unter den Erwartungen und
Strategien der Elternteile erheblich. Das wird noch ein-
mal gravierend gesteigert, wenn dann in der irreführen-
den Bezeichnung „Rosenkrieg“ Eltern bei den Kindern
ein negatives Bild des ehemaligen Partners zeichnen.

Die Belastung der Kinder ist sehr hoch – oft dauert es
viele Jahre, bis die Jugendlichen sich ein unabhängiges
Bild vom anderen Elternteil aufbauen konnten und ent-
decken, warum sich die Eltern einst ineinander verlieben
konnten. Nicht selten geht den Kindern auf diese Weise
die positive Beziehung zu einem Elternteil über zehn
Jahre verloren und erfüllt sie mit großer Trauer, wenn sie
das entdecken. Eine Folge besteht dann häufig darin,
dass das Vertrauen verloren geht, das sie bisher dem El-
ternteil entgegen gebracht haben, bei dem sie aufge-
wachsen sind. Verluste also rundum. Das alles psychisch
zu verarbeiten, kostet sehr viel Kraft und beraubt sie oft
wichtiger Vorbilder. Zu c) persönliche Entwicklung mit
der Bewältigung des Alltags: Hierzu zählt die alltägliche
Orientierung und Auseinandersetzung mit den Erwar-
tungen ihrer engeren Umgebung, mit den Regeln ihrer
„Peer Group“ und dem manchmal geradezu erdrücken-
den Einfluss, der durch social media, eigene junge Part-
ner und die (angeblichen) Erwartungen ihrer Generati-
on, schließlich dem verführerischen Einfluss der „Influ-
encer“ ausgeübt wird (merkwürdig, dass so wenig Ver-
dacht geschöpft wird bei dieser Bezeichnung). Der Pro-
zess des Erwachsenwerdens hin zu Urteilsfähigkeit mit
belastbaren Maßstäben, zu Eigenständigkeit kann mit
einer Fülle von Belastungen und schließlich auch Störun-
gen verbunden sein. 
Um dem entgegenzuwirken und die Beteiligten zu
schützen, ist nach einem kanadischen Vorbild seit No-
vember 2020 in Bielefeld ein Unterrichtsprogramm zur
Förderung der psychischen Gesundheit entwickelt wor-
den, ein Schulprojekt  mit fünf Kooperationspartnern,
das sich an die Schüler*innen der 8. bis 10. Klassen wen-
det (aber auch für ältere Jahrgänge möglich ist). Es wird
hier kurz vorgestellt, denn es ist auf andere Städte und
Schulen übertragbar.
Diese Zusammenarbeit wird im Internet so umrissen:
„STABIEL ist ein Kooperationsprojekt der Andreas-
Mohn-Stiftung, der Universität Bielefeld – Fakultät für
Erziehungswissenschaft, dem Büro für integrierte Sozial-
planung und Prävention der Stadt Bielefeld und dem
Amt für Schule – der Regionalen Schulberatungsstelle
der Stadt Bielefeld sowie dem VPE – Verein Psychiatrie-
Erfahrener Bielefeld e.V.“
Dabei bildet STABIEL die Abkürzung für: Stigma-Ab-
wehr-Bielefeld. Das Projektziel lautet im Untertitel: „Zur
Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen und
Stärkung der Resilienz bei Bielefelder Schülerinnen und
Schülern“. Es hatte sich vorgenommen, die Stigmatisie-
rung derer, die jemals in einer psychiatrischen Behand-
lung waren, zu bekämpfen und über entsprechende Er-
krankungen aufzuklären. Dann wurde die Wirkung
immer breiter. Letztlich wird für das Projekt als Anstoß

Das STABIEL-Projekt zur Förderung der 
psychischen Gesundheit von Schüler*innen1

1 https://www.andreas-mohn-stiftung.de/de/projekte/gesundheit-und-sozi
ales/stabiel/

HSW
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E r f ah rungs be r i ch t e
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Das Stabiel-Projekt zur Förderung der psychischen Gesundheit von Schüler*innenHSW

formuliert: „Psychische Erkrankungen sind sowohl für
den Einzelnen als auch auf gesellschaftlicher Ebene eine
große Herausforderung. Für betroffene junge Menschen
und ihr Umfeld können psychische Erkrankungen zu
einer starken Belastung werden und langfristige Folgen
für die emotionale, soziale und kognitive Entwicklung
und die Gesundheit bedeuten. Die Auswirkungen sind
auch im Schulalltag spürbar.“ Um hier Hilfe zu leisten,
haben sich die vorgenannten fünf Partner*innen zusam-
mengeschlossen. Wie sieht die Hilfe konkret aus? „Das
STABIEL-Unterrichtsprogramm besteht aus sechs Modu-
len, in denen Schüler*innen psychische Erkrankungen als
vergleichsweise verbreitete und gewöhnliche Gesund-
heitszustände kennenlernen und die Problematik der
gesellschaftlichen Tabuisierung und Stigmatisierung die-
ser Erkrankungen thematisiert wird. Der Ansatz des Pro-
jektes geht über reinen Wissenserwerb hinaus: Mithilfe
von persönlichen Erfahrungsberichten von Psychiatrie-
Erfahrenen wird der konstruktive Umgang mit einer psy-
chischen Erkrankung besprochen. Dieses soll Empathie
und Akzeptanz bei den Schüler*innen fördern und even-
tuell bestehende Berührungsängste und Vorurteile ab-
bauen. Zudem wird über das eigene psychische Wohlbe-
finden und dessen Förderung gesprochen und es werden
Strategien zu einem positiven Umgang mit Stress und
Belastungssituationen vermittelt.“ Die Reaktionen auf
solche Belastungen können sehr unterschiedlich sein.
Offene Aggressivität kann ebenso eine Erscheinungs-
form sein wie Mobbing von Mitschüler*innen, auf Pau-
senhöfen oder Chat-Gruppen transportiert. Anpassungs-
forderungen und die Grenzen einer von ihnen zu sank-
tionierenden Abweichung werden von ihnen diktiert.
Von dieser Aggressivität kann ebenfalls eine hohe psy-
chische Belastung für Mitschüler*innen ausgehen. 
Wieviel Vorlauf bis zum Einsatz des Projekts ist nötig?
„Das Programm kann durch schulisches Personal (Lehr-
kräfte, Schulsozialarbeiter*innen usw.) durchgeführt wer-
den. Dabei müssen die Durchführenden keine Ex per t*in -
nen für das Thema psychische Gesundheit und Erkrankun-
gen sein, um das STABIEL Programm an der Schule / in
einer Klasse umzusetzen.“ Die Veranstaltungen können
wöchentlich, im Block oder im Rahmen von Projekttagen
organisiert werden. Eine Evaluationsstudie hat das Projekt
von Seiten der Universität Bielefeld begleitet.
Dazu passt der Bericht über einen Projekttag mit diesem
Programm an einer Bielefelder Schule, der am 23.09.22
in einer Bielefelder Tageszeitung erschien.2 Dort berich-
teten drei Schülerinnen (16, 17, 18) und die Beratungs-
lehrerin der Schule über das Konzept, seine erstmalige
Einführung und ihre eigenen Erfahrungen mit diesem
Tag. Im Schulalltag (oft fern von Aussprachen mit einem
sonst vertrauten Elternteil) geht es einerseits um die glo-
balen Gefahren, aber andererseits um den Druck, be-
stimmten Idealvorstellungen von Verhalten und Ausse-
hen zu entsprechen, um dazu zu gehören. Dieser Druck
wird oft von außen aufgebaut – nicht selten von Influen-
cern, die auch noch die passenden Produkte bereit hal-
ten, um „unrealistischen Idealen und schrägen Trends“
näher zu kommen – bis hin zu schönheitschirurgischen
Eingriffen, die in diesem Alter (!) empfohlen und vermit-
telt werden, wie die Schülerinnen berichteten. Aber die-
ser Druck wird auch von innen aufgebaut: Mit dem Ein-

verständnis und dem Willen, diesen zu Vorbildern stili-
sierten Verhaltensmustern zu entsprechen. Und immer
stark zu sein, leistungsbereit zu sein, die/der Beste zu
sein, ist gefordert – eine besonders an Gymnasien herr-
schende Atmosphäre. Schwach zu sein, sich Fehler ein-
zugestehen, ist riskant – darüber zu sprechen fällt daher
schwer, berichten die Schülerinnen. „Depressionen, Sui-
zidgedanken, Angst- oder Essstörungen wie Magersucht
oder Bulimie“ sind Tabu-Themen. Vielen Eltern wird
Hilfe nicht zugetraut, deshalb auch ihnen gegenüber die
eigene Situation verschwiegen. Derartige Tendenzen gab
es zwar auch früher, aber im Lock down und in der mas-
siven Ansammlung globaler Gefahren habe die Entwick-
lung eine sehr viel bedrohlichere Dimension angenom-
men. Würden Probleme bei anderen beobachtet, würde
sich eher darüber lustig gemacht oder ihnen mit massi-
ven Vorurteilen begegnet. „Im Projekt wurde die The-
matik offen angesprochen, wir haben sehr viel über psy-
chische Krankheiten gelernt – und was dahintersteckt“
berichtete eine Teilnehmerin, bestätigt von anderen.
Aber auch die intensive Suche nach positiven Erlebnis-
sen und deren Betonung sei für das seelische Gleichge-
wicht von großer Bedeutung. Und die seien für jede der
Beteiligten andere (und es folgten Aufzählungen). Auch
andere Schlüsse hat der Tag gebracht und viel Nachden-
ken ausgelöst – noch Tage später: „Ich war sehr abhän-
gig von anderen Leuten“… „Der eigene Selbstwert darf
nicht von anderen abhängen“. Die Beratungslehrerin,
die das Projekt an die Schule geholt hatte, war über den
Verlauf sehr zufrieden. Zunächst wurde ein allgemeines
Verständnis für die Thematik geweckt, ohne dass je-
mand etwas von sich preisgeben musste. Aber dann hät-
ten sich viele geöffnet und über eigene Probleme zu
sprechen begonnen – und den Mut gefasst, sich Hilfe zu
holen, auch die anfangs noch sehr verschlossenen Jun-
gen. Der Tag habe nach dem offiziellen Teil erst richtig
begonnen, wird berichtet. Plötzlich wurde klar, dass in
jedem Jahrgang mindestens fünf Schüler*innen in psy-
chologischer Behandlung sind, erklärt die Lehrerin.
„Auch das Klima in der Stufe hat sich positiv verändert.“
Das Projekt an anderen Schulen einzusetzen, könne sie
nur empfehlen.

Alles auf einen Blick
• STABIEL Unterrichtsprogramm zur Förderung der psy-

chischen Gesundheit.
• Zielgruppe: 8.-10. Klasse (auch für ältere Jahrgänge

möglich).
• Durchführung durch Lehrkräfte oder Schulso zialarbei-

ter*innen etc.
• 6 Module – 8 Unterrichtsstunden; flexibles zeitliches

Format: Regelunterricht, Projekttage usw.
• Materialien werden zur Verfügung gestellt.
• Kostenlose halbtägige Fortbildung für durchführende

Personen / Lehrkräfte vorab.
• Auf Anfrage können auch schulinterne Fortbildungen

oder Beratungen angeboten werden.
            

Wolff-Dietrich Webler

2 5-spaltiger Artikel in der „Neuen Westfälischen“ vom 23.09.22, unter „Lo-
kales“.
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1. Einleitung – Eigenmotivation und PBL

Die Eigenmotivation von Studierenden zu fördern und
fordern ist zentraler Bestandteil der Bildungsaufgabe
von Dozierenden. Der Ansatz des Problem Based Lear-
ning (PBL) ist eine Möglichkeit diese Motivation und das
Interesse für ein Thema bei Studierenden zu erhöhen. Ist
die Eigenmotivation bei Studierenden hoch, ist oftmals
auch der individuelle Lernerfolg groß. 
Vorliegender Beitrag stellt eine Intervention vor, die im
Rahmen einer Abschlussarbeit der Weiterbildung „CAS
Hochschuldidaktik“ an der Pädagogischen Hochschule
Zürich durchgeführt wurde. Inhalt der Intervention war
die Implementierung von PBL in Form einer Gruppenar-
beit im Modul „Umweltchemie und Analytik“ an der
Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften
(ZHAW). Dabei wurde untersucht, welche Vorteile PBL –
im Vergleich zur klassischen Präsenzvorlesung – den Stu-
dierenden fürs Erreichen ausgewählter Lernziele bietet.
Die Fragestellung wird anhand der Resultate aus der
Modul-Evaluation, welche durch die Studierenden er-
folgte, diskutiert. Kernbotschaft dieses Artikels sind Er-
fahrungen mit dem PBL-Ansatz in einer naturwissen-
schaftlichen ausgerichteten Fachdidaktik.

2. Problem Based Learning auf einen Blick
Die Methode PBL gehört zu den lernerzentrierten Lehr-
/Lernmethoden, bei der Studierende Eigenverantwor-
tung für ihr Lernen übernehmen müssen. Die Dozieren-
den übernehmen die Rolle als Ermöglicher:innen (facili-
tators) und Anleiter:innen, damit die Studierenden ihre
Ziele (Problemstellung) bearbeiten können (Yoon et al.
2014). Beim PBL ist das Lernen in einer Lerngruppe zen-

tral. Die entsprechende Lerngruppe muss das Problem
verstehen und es diskutieren, dies führt zu einer gestei-
gerten Aktivität und Kollaboration unter den Studieren-
den. PBL soll sie motivieren, sich aktiv an der Lösung
eines möglichst realistischen Problems einzubringen
(Jansson et al. 2015).
Der Anfang eines Lernprozesses mit PBL bildet die Pro-
blemstellung (Yoon et al. 2014). Im Gegensatz zu einer
Case Study (Case Based Learning), in dem ein Szenario
oft detailliert beschrieben ist, ist die Instruktion beim
PBL knapp. Es gibt hierfür unterschiedliche Ansätze:
Entweder formulieren die Studierenden die Problem-
stellung selbst oder es wird eine vorgegeben (Jansson
et al. 2015). Das sogleich zu Beginn selbstständige For-
mulieren von Problemstellungen ermöglicht den Stu-
dierenden, in Lern-Gruppen ihr Vorwissen zu sammeln
und aktivieren. Zudem müssen sie das Problem identi-
fizieren und formulieren können, was zu einem ent-
sprechenden Austausch innerhalb der Gruppe führt.
Trotz der Vorteile von lernerzentrierten Lehr-/Lernme-
thoden mit minimaler Instruktion betonen Kirschner et
al. (2006), dass eine minimale Instruktion weniger ef-
fektiv und effizient sei als geführte Leitung, wie bei-
spielsweise in klassischen, lehrerzentrierten Metho-
den. Demgegenüber zeigen die Erfahrungen der Auto-
ren dieses Artikels, dass bei minimaler Instruktion be-
sonders überfachliche Kompetenzen tendenziell ver-
stärkt erworben werden. Insbesondere personelle
Kompetenzen – wie Selbständigkeit und soziale Kom-
petenzen oder auch Kooperationsfähigkeit – werden
durch eigenständige Bearbeitung des Problems in der
Gruppe gefördert.
Nach der Problemformulierung geht es darum, diese zu
lösen und beantworten. Dabei müssen die Studierenden

Basilius Thalmann & Gabriel Flepp

Problem Based Learning 
in der Umweltchemie

Problem Based Learning (PBL) is considered to have both cognitive and social-affective benefits. This article high -
lights and evaluates an intervention with PBL in the elective module “Environmental Chemistry and Analytics“ at
the Zurich University of Applied Sciences (ZHAW). For one semester, PBL was implemented to cover certain con-
tents of the module. The primary question of the intervention was, what advantages offers PBL to students to
achive selected learning objects in comparison to classic classroom lectures. The evaluation shows that PBL offers
students an additional opportunity to achieve the learning objectives and increases their motivation to deal with
a topic. 

Gabriel FleppBasilius Thalmann
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selbständig die fehlenden Informationen suchen und die
Fragestellung bearbeiten. 
Die Vorteile von PBL für Lehr-/Lernveranstaltung in der
Chemie verorten Jansson et al. (2015) im Bereich des
kreativen Denkens, selbstregulierten Lernens und der
Selbstevaluation. In der Umweltchemie, welche durch
die Interdisziplinarität eine hohe Komplexität beinhal-
tet, kann das PBL deshalb nützlich sein, die Verbindung
der einzelnen Themen zu vereinfachen. Zudem begleitet
das PBL als Gruppenarbeit die Studierenden durchs ge-
samte Modul (siehe Aufbau und Ablauf des Moduls
sowie die Verbindung zu PBL im folgenden Kapitel).
Die Forschungsergebnisse zu Kooperativem Lernen zei-
gen allerdings auch Tücken vom Lernen in Kleingrup-
pen. So etwa vermindern nach Müller Werder (2013)
ungünstige gruppendynamische Prozesse, wie der „Tritt-
brettfahrereffekt“ oder der „Matthäuseffekt“ die Lernef-
fektivität von Lerngruppen erkennbar. In der Praxis tre-
ten häufig Komplikationen beim kooperativen Lernen in
problemorientierten Lernumgebungen auf. Dysfunktio-
nale Gruppen werden deshalb auch als Achillesferse von
PBL bezeichnet. Komplikationen bei der kooperativen
Zusammenarbeit beeinflussen somit wesentlich die Pro-
duktivität und Effektivität von PBL, bei dem die Arbeit in
Lerngruppen ein zentrales Element darstellt.

3. Aufbau und Ablauf Modul „Umweltchemie
und Analytik“

Die Lehr-/Lernveranstaltung bzw. das Modul „Umwelt-
chemie und Analytik“ findet jeweils im dritten Semester
statt (Workload 4 ECTS). Als Wahlpflicht Modul ist es
Teil des Minors „Felddiagnostik und Analytik“. Die teil-
nehmenden Studierenden verfügen nach dem ersten
Studienjahr über ein chemisches Grundwissen aus den
beiden Grundlagenmodulen in Chemie (vgl. Abb. 1, Ab-
lauf Modul Umweltchemie und Analytik).
Für folgende Hauptlernziele des Moduls erbringen die
Studierenden Transferleistungen mit Hilfe von PBL und
vertiefen ihre Kompetenzen.

1.  Die Studierenden können wichtige Klassen von um-
weltrelevanten, anthropogenen, chemischen Verbin-
dungen benennen und verstehen ausgewählte chemi-
sche Reaktionswege.

2. Die Studierenden sind in der Lage, anhand wichtiger
Kenngrößen das Umweltverhalten von chemischen
Verbindungen in der Umwelt abzuschätzen.

3. Die Studierenden können beispielhaft das Vorgehen
in der Spurenanalytik ausgewählter Schadstoffe in
Umweltproben erklären.

Mit „Lernzielen“ ist hier der angestrebte Kompetenzzu-
wachs (Lernergebnisse) der Studierenden im Rahmen
der curricularen Vorgaben gemeint. 

Die Planung der Lehr-/Lernveranstaltung und ihre
Durchführung mit PBL orientiert sich am Modell des
„Constructive Alignment“ von Biggs (1996). Das Modell
zeigt auf, dass Lernergebnisse des Kurses mit Inhalt, Ab-
lauf und Leistungsbewertung des Moduls sowie dem
PBL abgeglichen und aufeinander ausgerichtet werden
müssen (vgl. Abb. 2). Gemäß Biggs (1999) beinhaltet
PBL bereits in sich ein „Alignment“. Ziel soll es sein, die
Studierende dahingehend anzuleiten, Probleme zu
lösen, denen sie in ihrer beruflichen Laufbahn begegnen
werden. Die Bewertung des PBLs basiert darauf, wie
Studierende Lösungen vergleichen, auswählen und um-
setzen. Hmelo, Gotterer & Bransford (1997) halten fest,
dass PBL einen Großteil derselben Inhalte wie traditio-
neller Unterricht abdeckt, sich aber in der Art des erwor-
benen Wissens unterscheidet. Das Wissen aus PBL ent-
steht in einem Arbeitskontext, worauf sich explizit auch
die Anwendung bezieht. 

Abb. 1: Aufbau des Moduls mit neu integrierter selbstständiger Gruppenarbeit in Form des PBL (grauer Balken).

Abb. 2: Constructive Alignment, eigene Darstellung an-
gelehnt an Biggs (1996)
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Im Sinne des Constructive Alignment Modells werden
nun die (angestrebten) Lernergebnisse der Gruppenar-
beit und der parallellaufenden Lehr-/Lernveranstaltung
über den Verlauf des Semesters kurz beschrieben. 
Das Modul beginnt mit einer Übersicht über umweltrele-
vante Stoffe und deren Verhalten in der Umwelt (Lernzie-
le 1 & 2). In der ersten Vorlesung wählen die Studieren-
den anhand von vorgeschlagenen oder eigens gewählten
Chemikalien eine Gruppe für die Durchführung ihrer
PBL-Arbeit aus. Die Arbeit startet mit der Aufgabe, die
Chemikalie kennenzulernen und ein Szenario für die Ver-
schmutzung der Umwelt durch den Stoff zu definieren.
Dieses Szenario bildet das Grund-Problem für die Arbeit.
Beispielsweise entschied sich eine Gruppe für einen in
Sonnencremes enthaltenen Stoff. Als Ort für ihr Szenario
wählten sie das Strandbad Wädenswil an einem Sommer-
tag. Basierend auf diesem Szenario, für welches die Stu-
dierenden ein kurzes Feedback von den Dozierenden er-
halten, untersuchen sie alsdann das Verhalten und den
Verbleib des Stoffs. Für die „Strandbad“-Lerngruppe be-
deutete dies, die zu erwartende Stoffmenge in den See-
Sedimenten abzuschätzen und zu berechnen.
Im zweiten Lehr-/Lernveranstaltungs-Themenblock wird
die Probenahme und Analytik von Umweltproben be-
handelt (Lernziel 3). Für die Gruppenarbeit müssen die
Studierenden sich nun Gedanken zu einem geeigneten
Probenahme-Plan, entsprechende Probenaufbereitung
und die Analytik ihres Stoffs machen. Unsere Beispiel-
Gruppe „Strandbad“ beschrieb dazu, wie sie an einem
schönen Sommertag Proben aus den Sedimenten und
des Seewassers nehmen und analysieren würden.
Im letzten Drittel des Semesters vervollständigen die Stu-
dierenden ihren Bericht und reviewen die Arbeit einer an-
deren Gruppe („Peer Review“). Dabei sollen sie kritisch
evaluieren und prüfen, inwiefern sich der Stoff der anderen
Gruppe von ihrem Stoff unterscheidet. Ein Bewertungsras -
ter hilft, der anderen Gruppe ein kritisches Feedback zu
geben und sie auf Lücken in ihrem Bericht hinzuweisen.
Eine Kurzzusammenfassung inklusive eines Vergleiches
mit dem Stoff der anderen Gruppe rundet den Bericht
ab. Abgabe der Arbeit ist eine Woche vor Semesterende.

4. Durchführung des Moduls
Das Herbstsemester 2020 startete im Hybrid-Modus,
wobei die erste Vorlesung in der Aula im gesamten Klas-
senverband durchgeführt wurde. Die Studierenden
wählten am ersten
Tag die Chemikalie,
bildeten ihre Grup-
pen und organisier-
ten sich. Im An-
schluss fanden die
Vorlesungen im Hy-
brid-Modus statt, je-
weils eine Halbklasse
in physischer und die
andere in virtueller
Präsenz. Jede PBL-
Gruppe erhielt einen
eigenen Kanal auf
„Microsoft Teams“

für den Austausch und die Bearbeitung in der Gruppe.
Dieses Angebot nutzte etwa die Hälfte der Klasse. Auf-
kommende Fragen konnten vor Ort, über „Microsoft
Teams“ oder per E-Mail gestellt werden. In der 3. Se -
mes terwoche gaben die Studierenden ihr Szenario ab,
für welches sie innerhalb einer Woche ein kurzes forma-
tives Feedback vom Dozierenden bekamen (dieses floss
nicht in die Bewertung der Arbeit ein). Während des
restlichen Verlaufs des Semesters waren die Studieren-
den in der Planung frei, einzig für das Peer Review beka-
men sie vom Dozierenden eine Erinnerungs-E-Mail.
Eine Woche vor Semesterende gaben die Studierenden
ihre Arbeit ab. Die Lernziele wurden anhand der abge-
gebenen Arbeit und der Modul-Endprüfung überprüft.
Mit Hilfe eines, auf den curricularen Zielen basierenden,
Beurteilungsrasters wurde die Arbeit bewertet. An -
schließend wurde den Studierenden die erreichte Note
zusammen mit der Bewertung der schriftlichen Prüfung
mitgeteilt. Auf eigenen Wunsch konnten die Studieren-
den Einsicht in ihre Bewertungen nehmen. 

5. Ergebnisse der Arbeiten mit PBL
Sämtliche Gruppenarbeiten der Studierenden waren von
guter Qualität. Meist wurde innerhalb der Arbeit auf die
Fragen in der Einleitung eingegangen und ein stimmiger,
zusammenhängender Bericht abgegeben. Auch war das
Interesse an der Arbeit bei den Studierenden, zumindest
anfänglich, groß. Vier Gruppen hatten eine eigene Che-
mikalie für die Arbeit vorgeschlagen, was von hoher
Motivation und großem Interesse zeugt. Im Verlauf des
Semesters häuften sich Fragen zum Inhalt der Arbeit.
Insbesondere zu Themen, die in der Vorlesung nicht di-
rekt behandelt wurden.
Auf Grund der pandemischen Situation und der daraus
folgenden Umstellung auf virtuelle Settings, meldeten
die Studierenden teilweise zurück, den Anschluss ans
Studium verloren zu haben. Zudem gab es in vereinzel-
ten Gruppen anfangs Schwierigkeiten, weil sich die Stu-
dierenden nicht persönlich kennenlernen konnten. 
Die Evaluation erfolgte anhand der Bielefelder Lernziel -
orientierte Evaluation (BiLOE) (Frank et al. 2019) am
Ende des Semesters (KW 51). Der Rücklauf war mit 42
von 60 Studierenden hoch. 
Die Auswertung der Evaluation zeigt, dass eine Mehr-
heit der Studierenden am Ende des Semesters Lernziel 1
(vgl. Kap. 2 und Abb. 3) (noch) nicht erreichte. Für Lern-

Abb: 3: Auswertung der Selbsteinschätzung der Lernenden bzgl. erreichen der Lernziele 1-3
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ziele 2 und 3 zeigt sich ein umgekehrtes Bild: Mehrheit-
lich wurde eine Erreichung der Lernziele selbsteinge-
schätzt. Eine Minderheit gab an, die Lernziele vollstän-
dig oder gar nicht erreicht zu haben. 
Studierende mit jeweils erreichtem Lernziel wurden
anschließend befragt, welche Lehr-/Lernaktivität ihnen
beim Erreichen geholfen habe (vgl. Abb. 4). Für Lernziel
1 wurde die Vorlesung, gefolgt vom Praktikum als am
hilfreichsten angegeben. Eine Mehrheit fand das PBL
nützlich, es gab jedoch vier Studierende, bei denen dies
überhaupt nicht zutraf. PBL erwies sich als besonders
hilfreich für Lernziel 2 (20 von 27 Antworten). Bei Lern-
ziel 3 erlebte eine Mehrheit der Studierenden PBL hilf-
reich, wobei Vorlesung und Praktikum als nützlicher ein-
geschätzt wurden. Studierende, welche die Lernziele
nicht erreicht hatten, konnten in Kommentaren die
Gründe für ihr Nichterreichen erläutern. Einige erwähn-
ten, erst vor der Prüfung entsprechenden Lerndruck ver-
spürt und deshalb die Ziele nicht erreicht zu haben.
Wiederum andere äußerten sich zur Form (Gruppenar-
beit): Die Arbeit sei in Gruppenarbeit weitgehend the-
matisch unter den Gruppenmitgliedern aufgeteilt wor-
den (Matthäuseffekt). Folglich habe jeweils nur eine Per-
son das Thema vertieft angeschaut und behandelt. In-
wiefern die jeweiligen Studierenden anschließend in der
Prüfungsvorbereitungszeit für die übrigen Studierenden
als Expert:innen fungierten und ihre Lerngruppen hier-
durch profitierten, ließ sich nicht überprüfen. Zudem be-
merkten die Studierenden, unter den gegebenen Um-
ständen der Pandemie habe sich die Kommunikation in

den Gruppen schwierig gestaltet. Mitstudierende hätten
sich einfach vor der Arbeit drücken können (Trittbrett-
fahrereffekt).

6. Diskussion – Gruppengröße, selbstständiges
Handeln und Kommunikation

Die Evaluation und die Wahrnehmung des Dozenten
zeigen, dass durch PBL ein Großteil der Studierenden
die Lernziele im Verlauf des Semesters besser erreichte,
die intrinsische Motivation der Studierenden hoch war
und gute bis sehr gute schriftliche Arbeiten abgegeben
wurden.
Die Auswirkungen der Corona-Situation verminderten
den persönlichen Austausch und erschwerten dadurch
die Implementierung von PBL. Beispielsweise konnten
die Studierenden weniger Fragen in den informellen
Vorlesungspausen stellen. Unklarheiten wurden ver-
mehrt schriftlich, per Mail oder Teams, abgehandelt. Die
Fragerunde vor der Abgabe des Szenarios zeigte, dass
die Umsetzung im Hybridunterricht schwierig bis
schlecht machbar ist. Diese Schwierigkeiten manifestier-
ten sich ebenso in Form der Zusammenarbeit in den
Gruppen. Der direkte Vergleich mit der Vorlesung ist
deshalb schwierig.
Weiter war die Gruppengröße nicht optimal. Die Grup-
pengröße ist gemäß Müller Werder (2013) ein entschei-
dender Faktor, um der „Achillesferse von PBL“, also
ungünstigen gruppendynamischen Prozessen innerhalb
der Lerngruppe, entgegenzuwirken. Auf Grund der vie-

Abb. 4: Auswertung der Selbsteinschätzung der Lernenden, welche Lehr-/Lernaktivitäten beim Erreichen der Lernziele
(L1 – L3) halfen. 
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len Studierenden im Modul ist eine Verkleinerung der
Gruppen aber nur begrenzt umsetzbar. Zur zukünftigen
Optimierung könnten einerseits die Studierenden vorab
auf die gruppendynamischen Gefahren sowie gewünsch-
ten Verhaltensstrategien hingewiesen werden. Anderer-
seits wäre denkbar, Teile des PBLs über Moodle digitali-
siert, individualisiert und automatisch nach bestimmten
Kri terien auszuwerten. Zusätzlich könnten die Studie-
renden, durch ein Miteinbeziehen in die Erstellung des
Beurteilungsrasters, stärker in die Hauptlernziele des
Moduls eingebunden werden.
Ein weiterer Kritikpunkt war der Arbeitsaufwand: Viele
Studierende empfanden ihn zu groß. Wobei ein Student
auf Nachfrage seinen Zeitaufwand mit dem Äquivalent
von ca. 1 ETCS angab (Arbeit zählt 1/6 des Moduls, wel-
ches 4 ETCS hat). Ebenso war der Arbeitsaufwand des
betreuenden Dozierenden zwischenzeitig durch das Be-
antworten sämtlicher Fragen beträchtlich. Es wird je-
doch davon ausgegangen, dass sich der Aufwand für Do-
zierende bei Wiederholung stark reduziert. 
Darüber hinaus stellt sich die in Kapitel 3 erwähnte
Frage der Führung. Kirschner et al. (2006) plädieren für
eine stärkere Führung der Studierenden: Empirische Stu-
dien (u.a. Jansson et al. 2015) sowie die menschliche
kognitive Architektur zeigen, dass minimale Anleitung
weniger effektiv sei als instruktive Anleitung. Die Vortei-
le minimaler Führung kämen erst zum Tragen, wenn die
lernende Person ein großes Vorwissen hätte. Im Gegen-
satz zu in vorliegendem Bericht behandelten Modul un-
tersuchten Jansson et al. (2015) jedoch für ihre PBL-Um-
setzung ein Modul im Master mit 15 ETCS. Diese Um-
stände lassen sich nicht 1:1 auf die Gegebenheiten eines
kleineren Moduls (4 ECTS, 3. Semester) transferieren
und müssen deshalb differenziert betrachtet werden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass PBL die Stu-
dierenden vor allem dabei unterstützt überfachliche
Kompetenzen zu erlernen und zu festigen sowie die
Theorie umzusetzen. Dabei findet eine Transferleistung
zu höheren Kompetenzstufen „Bewerten“ und „Erschaf-
fen“ (vgl. Anderson/Krathwohl 2001) statt. Kritisch zu
betrachten ist die individuelle Arbeitsaufteilung, inklusi-
ve Trittbrettfahrenden innerhalb der Gruppen; sie führte
dazu, dass lediglich ein kleiner Teil der Studierenden die
Lernziele besser erreichen konnte. Folglich ist unseres
Erachtens die Kommunikation und Motivation zur
Selbststeuerung der Studierenden eine zentrale Gelin-
gensbedingung für PBL.
Die Erfahrungen zeigen, dass PBL als Lehr-/Lernmethode
zahlreiche positive Effekte im Vergleich zur klassischen
Vorlesung bietet. Diese Vorteile fließen mit den Lear-
nings der ersten Durchführung in die Weiterentwicklung
des Moduls ein. Mit den gebotenen Freiheiten, z.B.
beim Skizzieren eines konkreten Problems, hadern je-
doch einige Studierende. Beim künftigen Einsatz von
PBL werden den Studierenden entsprechende Hilfen an-
geboten (z.B. mit dem Maastricht „seven jump“ Prozess
vgl. Wood 2003), mit Verweis auf die Herausforderung,
selbst zu entscheiden und zu handeln. Vorstellbar ist
zudem mehr Strukturierung beim Vorgehen vorzugeben,
etwa durch eine Rahmung von PBL innerhalb eines Sub-

Themas. Um den Betreuungsaufwand zu senken, sollten
weiter einerseits die Gruppengröße so klein wie möglich
gehalten werden und andererseits die Nutzung von
Moodle-Abgaben und (automatisierten) Tests eingeführt
werden.
Aus der initialen Durchführung des PBLs im Modul Um-
weltchemie und Analytik schließen wir, dass sich Grup-
pengröße, selbständiges Handeln und Kommunikation
zentral auf den Lern-Erfolg der Studierenden auswirken.
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• NRW-Philologen: Referendariat soll wieder zwei Jahre
dauern

• Weniger Zeit für praktische Ausbildung führt zu Pro-
blemen

• Erhöhung der Anrechnungsstunden für Fachleitungen
gefordert

Düsseldorf, 9. September 2022

Der nordrhein-westfälische Philologenverband (PhV
NRW) warnt vor einem deutlichen Qualitätsverlust bei
der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern in Nord-
rhein-Westfalen. Hintergrund ist die Verkürzung der Re-
ferendariatszeit von zwei auf anderthalb Jahre durch die
Bologna-Reform. Gleichzeitig erhalten Fachleiterinnen
und Fachleiter, die für die Ausbildung der angehenden
Lehrkräfte zuständig sind, weniger Ausgleich für die ge-
leistete Zeit, die sie beispielsweise für Unterrichtsbesu-
che, Beratungen oder Seminare einplanen müssen. „Wir
befürchten daher eine drastische Verschlechterung der
Ausbildungssituation", warnt Patrick Albrecht, stellver-
tretender Landesvorsitzender des PhV NRW. 

Die 18 Monate, die derzeit für die praktische Ausbil-
dung von jungen Lehrkräften eingeplant sind, reichen
aus Sicht des PhV NRW nicht aus, um sich die im Unter-
richt geforderten Fähigkeiten mit der notwendigen
Nachhaltigkeit anzueignen. „Zumal es sich auf Grund
von Terminsetzungen durch Schule und Seminar unter
dem Strich nur um eine Netto-Ausbildungszeit von
einem Jahr handelt“, erklärt PhV-Vize Albrecht. Dieser
an sich schon kurze Zeitraum ist überdies durch eine ex-
treme Termindichte gekennzeichnet, da die Referenda-
rinnen und Referendare verpflichtet sind, insgesamt
zehn Unterrichtsbesuche in unterschiedlichen Lerngrup-
pen zu absolvieren. So bleibt ihnen jeweils kaum Zeit,
ihre Schülerinnen und Schüler kennen zu lernen und sich
auf die wechselnden Unterrichtsbedingungen einzustel-
len. „Damit ist auch die Möglichkeit, Lernfortschritte zu
erzielen, erheblich eingeschränkt.“

Die in der Lehrkräfteausbildung tätigen Fachleiterinnen
und Fachleiter stellt diese Situation gleich vor mehrere
Probleme. Die sogenannten Anrechnungsstunden, die
sie je Lehramtsanwärterin oder Lehramtsanwärter als
Zeitausgleich erhalten, sind erheblich gekürzt worden.
„Sie haben also weniger Zeit, aber müssen gleichzeitig
mit Seminargruppen umgehen, die im Vergleich zu
früher deutlich heterogener geworden sind und deshalb
sehr unterschiedliche Ausbildungsbedürfnisse haben“,
sagt Patrick Albrecht. 

Durch die Verringerung der Anrechnungsstunden steigt
für die Fachleitungen die eigene Unterrichtsverpflich-
tung automatisch an. „Die Kolleginnen und Kollegen ge-

raten dadurch in eine extreme Belastungssituation, da
sie ja weiterhin neben ihrem Unterricht regelmäßig den
Unterricht ihrer Referendarinnen und Referendare besu-
chen und begutachten sowie Beratungsgespräche mit
ihnen führen müssen.“ Unterrichtsbesuche sind häufig
mit vielen Absprachen und hohem logistischen Aufwand
verbunden, die zufolge haben, dass Fachleiterinnen und
Fachleiter in ihrem eigenen Unterricht fehlen. 

Langfristige Konsequenzen sind Unterrichtsausfälle, Ver-
tretungsunterricht sowie Störungen in der Kontinuität
des eigenen Unterrichts. Das wiederum kann zu einer
erheblichen Mehrbelastung bei den Kolleginnen und
Kollegen an den Schulen, aber auch zu Unmut bei Schü-
lerinnen und Schülern sowie Eltern führen. Dass diese
Gemengelage sich nur negativ auf die Qualität der Leh-
rerausbildung und die Qualität von Unterricht, Bildung
und Erziehung auswirken, liegt auf der Hand. Für die be-
troffenen Kolleginnen und Kollegen kommt aber hinzu,
dass die hohe Arbeitsbelastung sich allmählich zu einer
echten gesundheitlichen Gefährdung entwickelt.

Der Philologenverband fordert daher eine spürbare Ent-
lastung der Fachleiterinnen und Fachleiter durch eine
nachhaltige Erhöhung der Anrechnungsstunden pro Re-
ferendar/Referendarin sowie eine Rückführung der
Dauer des praktischen Teils der Lehrerausbildung auf
zwei Jahre.

Unterstützt werden die Forderungen von den Jungen
Philologen, die sich im PhV NRW sowie dem Deutschen
Philologenverband (DPhV) um die Belange der Lehr-
amtsstudierenden, der Referendarinnen und Referenda-
re sowie der jungen Lehrkräften kümmern. „Die aktuelle
Schieflage bei dem Verhältnis von Unterricht unter An-
leitung und Selbstständigem Unterricht macht deutlich,
dass auf Kosten der Ausbildungsqualität gespart wird.
Fachleitungen sind mit den betreuenden Lehrkräften an
den Schulen die entscheidenden Faktoren für Qualität in
der Ausbildung. Durch eine weitere Kürzung für Betreu-
ung und Beratungsprozesse, verschlechtern sich die Aus-
bildungsbedingungen weiter“, sagt Georg-Christopher
Hoffmann, Vorsitzender der Jungen Philologen im Bund
und in NRW. „Wer beste Bildung will, muss beste Bedin-
gungen für die Lehrerausbildung schaffen.“

Kontakt:
Philologenverband Nordrhein-Westfalen
Graf-Adolf-Straße 84
40210 Düsseldorf

info@phv-nrw.de
www.phv-nrw.de

PhV NRW sieht die Qualität der Lehrkräfteausbildung in Gefahr

Mel dungHSW
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HM 3+4/2022 (Vorschau)

Vitali Altholz & Sylke Behrends 
Nutzung von Webcams in der 
Hochschullehre

Ulrike Morgenstern & 
Annette Rustemeier-Holtwick
Hybride Lehre an Hochschulen des
Gesundheitswesens 

Susan Harris-Hümmert & 
Marvin Roller 
Im internationalen Studiengang
während einer Pandemie studieren:
Herausforderungen und Perspektiven

Franziska Schröter
Digitalisierung als Chance für die 
Geisteswissenschaften in der Pandemie

Michaela Schaffhauser-Linzatti, 
Irene Kernthaler-Moser & Luise Pestel
Virtuelle Meetings – ticken 
Universitäten anders? 

Jonathan Biehl , Max Fella & 
Jutta Stumpf-Wollersheim 
Geschlechterneutrale Sprache als
Anwerbemittel für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs? 

Elfi  Lange, Meike Scholz & 
Katharina Sopp
Wirkung von Stellenausschreibun-
gen im Hochschulbereich auf die
Bewerbungsabsicht von Männern
und Frauen
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Fo 3+4/2022 (Vorschau)
Wissenschaftsfreiheit

Shalini Randeria & Istvan Adorjan
Academic Freedom: 
Some Reflections

Armin von Bogdandy & 
Kanad Bagchi
European Choices on Protecting
Academic Freedom

Podiumsdiskussion mit Barbara
Stollberg-Rillinger & Wilhelm Krull
(Moderation) und Magdalena Wali-
gorska &Tamas Miklos

Interview mit Iryna Kashtalian

Thomas Heberer & Anna L. Ahlers
Wissenschaftskooperation mit der
Volksrepublik China zwischen 
Moralisierung und Idealisierung

Mitchell Ash
Diskurskontrolle an deutschen 
Universitäten: "Academic Politics",
Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit
oder beides?

Uwe Schimank & Otto Hüther
Wissenschaftsfreiheit als finanzielles
Gewährleistungsrecht

Eva Buddeberg, Jochen Gläser, 
Christian Hof, Lara Keuck, Robert
Kretschmer & Fabian Schmidt
Die Wissenschaftsfreiheit auf dem
Weg zur Professur

ZBS 3/2022
Hochschulzulassung und 
Auswahlverfahren

Bernhard Marschall
Ist die Eignung geeignet? Die 
Reform des Vergabeverfahrens für
Studienplätze der Medizin nach
dem BVerfG-Urteil

Jeanette von Wolff
Neue Eignungstests und 
Studienorientierungsverfahren –
ein Bericht aus Baden-Württemberg

Oliver Dickhäuser, Belinda Merkle,
Nicolas Becker & Birgit Spinath
Studierendenauswahlverfahren 
Psychologie

Pascale Stephanie Petri & Martin
Kersting
Studienplatzvergabe 2.0 – Warum
vorgeschaltete Online Self-
Assessments nützlich sein können

Leonie Fleck, Anna Fuchs, Isabella
Schneider & Sabine C. Herpertz
Studieneignungstest im 
„Auswahlverfahren der Hochschulen“

Daniela Dyck, Alexander Woll & 
Tobias Wunsch
Ein Kompetenzraster für den Bache-
lor of Education: Ein Modell für
kompetenzorientierte Beratung und
Begleitung im Lehramtsstudium 

Maresa Coly & Silke Traub
Lehramtsstudierende beraten und
begleiten
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P-OE 1+2/2022
Personalführung an Hochschulen

Fred G. Becker
„Moderne“ Personalführung ...an
sich und an Hochschulen

Stefan Kühl & Marcel Schütz
Die Organisation der Hierarchie und
die Hierarchie der Hochschule

Bernd Kleimann
Personalführung im Governance-Mix

Cornelia Meurer & Vanessa Bader
Führungszertifikate an Nachwuchs -
akademien in Deutschland

Michael Gutjahr et al.
Qualifizierung zur Personalführung
an deutschen Universitäten

Kristin Knipfer et al.
Verantwortungsvoll Führen: 
Destruktive Führung in der Wissen-
schaft und Ansätze zur Förderung
von Führungskompetenzen

P-OE-Gespräche mit Lambert T.
Koch, Christina Reinhardt und
Robert Wolf 

Korinna Strobel & 
Irena Wiederspohn
Was ist hier eigentlich der Job? 
Aufgabenfelder von Führung in der
Wissenschaft und ihre Vermittlung
am Beispiel der Helmholtz-Akade-
mie für Führungskräfte

Julia Dreher et al.
Kompetenzmodell für Führung – 
ein Praxisbericht zur Entwicklung
und Nutzung im Forschungszentrum 
Jülich
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QiW 3+4/2022 (Vorschau)
Kooperative Promotion

Axel Gürtler & René Krempkow 
Sechs Thesen zur Erhöhung der
Chancengerechtigkeit von 
(Nachwuchs-)Forschenden

Antje Wegner
Promotionen an Hochschulen für
angewandte Wissenschaften – 
Impulse für das Monitoring und
die Qualitätssicherung

Anne König
Das geltende Promotionsrecht
verstärkt soziale Ungleichheiten

Axel Gürtler & Renè Krempkow
Sechs Thesen zur Erhöhung der
Chancengerechtigkeit von 
(Nachwuchs-)Forschenden“ 

René Krempkow
Konzeption und Ergebnisse eines
„Migrations-Bildungstrichters“ für
Deutschland

Alexandra Glück & 
Paul-Hermann Balduf
Fallbeispiele der 
Promotions bedingungen an der
Humboldt-Universität zu Berlin

Christian Leder
Zur Situation in Schweiz: 
Kooperative Doktorate als 
pragmatischer Kompromiss

Friedrich Roithmayr
Architekturkonzept eines 
Qualitätsmanagement-Systems
für Hochschulen
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Joachim Nettelbeck

Serendipity und Planen
Zum reflexiven Verwalten von Wissenschaft und Gestalten ihrer Institutionen

Neue Einsichten sind nicht vorhersehbar. Sie unterliegen dem, was
Robert Merton für die Forschung mit Serendipity gekennzeichnet
hat, und sind deshalb davon abhängig, dass den Wissenschaftlern
Freiräume eingeräumt werden. Die Methoden des New Public Ma-
nagement haben sich auch in der Wissenschaft ausgebreitet und
engen die Freiräume ein. Indikatoren bestimmen zunehmend das
Verhalten von Politik und Verwaltung. Sie werden zu zwingenden
Normen, führen zur Standardisierung und behindern die kreative
Seite der Wissenschaft. Demgegenüber plädiert dieses Buch dafür,
Planen und Verwalten von den Wissenschaftlern und der Eigenart
von Wissenschaft her zu denken, von ihrer Unvorhersehbarkeit. Es
plädiert für eine reflexive Verwaltung. Der Autor verdeutlicht dies an
ihm vertrauten Vorgängen und erklärt, welche Haltung der Verwalter
er sich wünschen würde. „Eine solche Verwaltung ist eine anspruchs-
volle, kreative Tätigkeit, die ihren Teil zu einer demokratischen Ge-
staltung öffentlich finanzierter Forschung beizutragen hat, sowohl im
Interesse der Wissenschaftler und des Gemeinwohls wie zur Zufrie-
denheit des Verwalters.“

Bielefeld 2021, ISBN 978-3-946017-21-9, 

246 Seiten, 49.80 Euro zzgl. Versand

Wie heißt es so schön auf der Homepage der Senatskanzlei: „Berlin
verfügt über eine einzigartige Wissenschaftslandschaft, die sich
durch eine große Vielfalt an leistungsstarken Hochschulen und
durch ein einmalig breites Spektrum an herausragender Forschung
auszeichnet.“ Und das stimmt ja auch. Aber es gibt auch eine
„dunkle“ Seite, nämlich die der Fehltritte, des Versagens und der
Abwegigkeiten.

Stefan von Strahlow berichtet in 42 Ge-
schichten von 30 Dienstjahren als Minis -
terialaufsicht über die Berliner Hochschu-
len. Zwischen Komik und Tra gödie oder
Verbrechen und Klamauk wird dabei nicht
unterschieden.

Stefan von Strahlow

Wissenschaft und Wahnsinn
42 Geschichten aus dem Innenleben der Berliner Hochschulen und ihrer Umwelt

Bielefeld 2021, ISBN 978-3-946017-25-7,

95 Seiten, 18.90 Euro zzgl. Versand

Hier geht’s zur Rezension
des Buches in der FAZ
vom 22.12.2022
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